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17. Sommerakademie 
des IfS 


STEIGRA. Das neurechte „Institut für 
Staatspolitik‘‘ (IfS) führt vom 16. bis 18. 
September seine „17. Sommerakademie“ 
im Rittergut Schnellroda in Steigra 
durch. Unter dem Motto „Lage 2016“ 
gibt es u.a. Vorträge zu den Themen 
„Vorläufige Bilanz der „Flüchtlingskri- 
se“, „Rußland — Bedrohung, Partner, 
Machtfaktor“, über die „Ursachen der Fi- 
nanzkrise“, die „Außenpolitik der USA“ 
und zur Funktion von AfD und Pegida. 
Als Referenten angekündigt werden u.a. 
Felix Menzel von der „Blauen Narzisse“, 
Michael Beleites, Andreas Lichert, Refe- 
rent auf dem „Zwischentag‘“, Peter Feist, 
Mitstreiter bei Jürgen Elsässers „Volks- 
initiative“, „Junge Freiheit“-Autor Mi- 
chael Wiesberg und Götz Kubitschek. 
Die 130 Teilnehmerplätze, die Teilneh- 
mern unter 35 Jahren vorbehalten sind, 
seien bereits restlos ausgebucht, so die 
Veranstalter. 
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BJO-Seminar in Bad Honnef 


BAp HonnEr. Der „Bund junger Ost- 
preußen“ (BJO), Jugendverband der 
„Landsmannschaft Ostpreußen“, führt 
sein diesjähriges Herbstseminar vom 30. 
September bis 3. Oktober in einer Ju- 
gendherberge in Bad Honnef durch. Un- 
ter dem Motto „150 Jahre Deutscher 
Krieg — Preußen und Österreich in Ge- 
schichte und Gegenwart“ geht es bei die- 
sem Seminar um die Wechselbeziehun- 
gen zwischen Preußen und Österreich. 
Als Referenten angekündigt sind u.a. Jür- 
gen Zauner von der „Landsmannschaft 
Ostpreußen“ in NRW und Wolfgang 
Thüne, Landesvorsitzender der „Lands- 
mannschaft Ostpreußen“ in Rheinland- 
Pfalz. Aus Österreich kommen die Refe- 
renten Dr. Karl Katary von der deutsch- 
tümelnden „Österreichischen Lands- 
mannschaft“ (ÖLM) und der Historiker 
Dr. Peter Wassertheurer, Autor der Mo- 
natszeitschrift „Der Eckart“ der ÖLM. 
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Festakt zum „Tag der 
Heimat” 


BERLIN. Der diesjährige Festakt des 
„Bund der Vertriebenen“ zum „Tag der 
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Invasion der Türkei und 
ihrer Söldner in Syrien - 
Demokratische 
Föderation Rojava ist 


in Gefahr! 


:° MERÜBTEIN 
MASSAKER AN DEN KURDEN 


Die türkische Armee und unter der 
Fahne der Freien Syrischen Armee 
(FSA) agierende Söldnerverbände 
sind am Montag bei Jarablus in den Nor- 
den Syriens einmarschiert. Nach Anga- 
ben der türkischen Regierung dient die 
Operation „Schild des Euphrat“ dazu, 
terroristische Strukturen im Grenzgebiet 
zur Türkei zu zerschlagen. Hatte es an- 
fänglich noch geheißen, der Einmarsch 
richtete sich gegen den Islamischen Staat 
(IS), so machte türkische Regierungspo- 
litiker schnell deutlich, dass das Haupt- 
ziel die syrischen Kurden sind. Nach der 
Einnahme der westlich des Euphrat gele- 
genen Stadt Manbij in monatelangen, 
verlustreichen Kämpfen durch die Sy- 
risch-Demokratischen Kräfte (SDF) be- 
fürchtete Ankara ein weiteres Vorrücken 
dieser mehrheitlich aus den kurdischen 
Volksverteidigungseinheiten YPG beste- 
henden, aber auch arabische, assyrische 
und turkmenische Verbände umfassen- 
den Rebellenallianz in das bislang vom 
IS gehaltene Gebiet. Ein kurdischer Kor- 
ridor, der die Selbstverwaltungskantone 


Kobani und Afrin miteinander verbinde, 
oder gar ein (von den syrischen Kurden 
gar nicht angestrebter) kurdischer Staat 
seien für Ankara inakzeptabel. Ziel des 
Einmarsches ist es so, die noch vom IS 
besetzte Region zwischen Jarablus und 
Mare unter die Kontrolle der türkischen 
Armee und Söldner zu bekommen, um so 
einen dauerhaften Keil zwischen die 
Selbstverwaltungskantone von Rojava zu 
treiben und die SDF zu stoppen. 

Für den Einmarsch in Syrien hat sich 
unter dem Dach der FSA eine Koalition 
mehrheitlich _radikal-dschihadistischer 
Kräfte zusammengefunden. Was von 
manchen Medien weiterhin als „gemäßig- 
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Solidarität mit dem 24. Interna- 


tionalen Kurdisachen Festinal 3 
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gen gegen Polizeibeamte 6 
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te Rebellen“ bezeichnet wird, ist eine 
Söldnertruppe, die sich nur graduell vom 
IS unterscheidet. Mit dabei ist die kürz- 
lich umbenannte, aber nicht von ihrer 
mörderischen Ideologie abgerückte Al 
Nusra Front sowie jene Islamisteneinheit, 
die erst vor wenigen Wochen einen 12- 
jährigen Jungen in Aleppo vor laufender 
Kamera köpfte. 

Dass der Einmarsch nahezu kampflos 
ablief, zeigt auch die Tatsache, dass die 
Angreifer lediglich einen eigenen Gefal- 
lenen einräumten. Dagegen wurden fast 
50 Zivilisten bei Luftangriffen vornehm- 
lich auf kurdische Stadtviertel von Jarab- 
lus getötet. Türkische Medien hatten be- 
richtet, dass sich IS-Kämpfer aus Jarablus 
bereits in der vergangenen Woche über 
die türkische Grenze abgesetzt hatten. 
Anders als sonst üblich scheint der IS 
auch keine Sprengfallen und Minen in 
Jarablus hinterlassen zu haben, Bilder 
zeigen unbesorgt durch die Stadt schlen- 
dernde FSA-Kämpfer. 

Vergleicht man die Einnahme von Jar- 
ablus einmal mit den mehr als 70tägigen 
schweren Kämpfen der SDF zur Befrei- 
ung von Manbij, die mehreren Hundert 
SDF-Kämpfern das Leben kosteten, dann 
wird deutlich, dass die türkische Armee 
und ihre dschihadistischen Söldner in 
eine vom IS bereits geräumte Stadt einzo- 
gen. Was hier stattgefunden hat, war ein 
einfacher Wachwechsel. Der bislang von 
der Türkei unterstützte, IS wurde abgezo- 
gen und durch besser zu kontrollierende 
Söldner Al Qaida-naher Verbände ersetzt. 

Drei Jahre lang konnte die Türkei gut 
mit dem IS-Kalifat als Nachbarn leben. 
Über den Grenzübergang Karkamis-Jar- 
ablus wurde ein reger Grenzhandel abge- 
wickelt, der türkische Geheimdienst lie- 
ferte Waffen und ließ Rekruten aus aller 
Welt, die sich dem „Dschihad“ in Syrien 
anschließen wollten, passieren. Verwun- 
dete IS-Kämpfer konnten sich in der Tür- 
kei in Krankenhäusern behandeln lassen. 

Der von Ankara nachweislich geförder- 
te IS dient somit heute nur als Vorwand 
für den schon lange angedrohten türki- 
schen Einmarsch in Syrien. Bereits vor 
zwei Jahren wurde ein Abhörprotokoll 
bekannt, in dem Geheimdienstchef Hakan 
Fidan in einer Sitzung im Außenministe- 
rium erklärte, mit seinen Agenten leicht 
einen Angriffsgrund durch dem IS ange- 
hängten Beschuss türkischen Gebietes 
von Syrien aus liefern zu können. Dem 
jetzigen Einmarsch ging ein solcher Be- 
schuss türkischen Gebietes aus Syrien so- 
wie der dem IS angerechnete Anschlag 
auf eine kurdische Hochzeitsfeier in Ga- 
ziantep mit über 50 Todesopfern voraus. 
Wie schon im Juli letzten Jahres der dem 
IS angerechnete Anschlag auf junge So- 
zialisten in Suruc den Startschuss für ei- 
nen türkischen „Krieg gegen den Terror“ 
lieferte, der sich nur scheinbar gegen den 
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IS, in Wahrheit aber gegen die PKK rich- 
tete, so lieferte jetzt der Anschlag in Gazi- 
antep den Vorwand für den Angriff auf 
Syrien und Rojava. 

Die USA, die bislang die SDF im 
Kampf gegen den IS aus der Luft und mit 
einigen Spezialeinheiten am Boden unter- 
stützt haben, stellten sich völlig hinter den 
von der US-Luftwaffe mitgetragenen tür- 
kischen Einmarsch in Syrien. US-Vize- 
präsident Joe Biden, der sich zum Zeit- 
punkt des Angriffs zu Gesprächen in An- 
kara aufhielt, forderte die YPG im Sinne 
Ankaras auf, sich wieder auf die Ostseite 
des Euphrat zurückzuziehen. Andernfalls 


HDP 


HALKLARIN DEMOKRATIK PARTISI 


würden die USA die SDF nicht mehr wei- 
ter unterstützten. Von einem Verrat der 
USA an den Kurden können angesichts 
solcher Kolonialherrensprüche hier nur 
diejenigen sprechen, die ernstlich ge- 
glaubt haben, Washington unterstütze die 
Kurden, um Syrien die Demokratie zu 
bringen. 

Nun wird deutlich, was den führenden 
Kräften unter den syrischen Kurden 
schon lange bewusst war: die USA benut- 
zen in Ermangelung der lange gesuchten 
„gemäßigten Rebellen“ YPG und SDF als 
ihre Bodentruppen. So will die US-Regie- 
rung den lange mit Blick auf den ange- 
strebten Sturz des syrischen Präsidenten 
Assad tolerierten, dann aber aus dem Ru- 
der gelaufenen und zur Gefahr für den 
Westen gewordenen IS ohne Risiko eines 
eigenen Bodentruppeneinsatzes zurück- 
zudrängen. Doch der strategische Partner 
Washingtons bleibt trotz aller temporären 
und taktischen Differenzen aufgrund von 
Erdogans Alleingängen der NATO-Staat 
Türkei. An den führenden Strategen der 
US-Außenpolitik Henry Kissinger sei 
hier erinnert, der einmal ehrlich einge- 
stand, die USA hätten keine Freunde son- 
dern lediglich Interessen. 

Entsprechend muss auch die russische 


Politik gewertet werden. Zwar setzte sich 
Russland für eine Beteiligung der Kurden 
an den Syrien-Friedensgesprächen ein 
und erlaubte die Eröffnung einer Rojava- 
Vertretung in Moskau. Doch die russi- 
schen Reaktionen gegen ein Einmarsch 
der Türkei, mit deren Führung längst wie- 
der Einvernehmen herrscht, beschränkten 
sich auf das Äußern von „Besorgnis“ über 
die Lage im Grenzgebiet. Dass aber die 
Türkei ohne eine Rücksprache mit Russ- 
land, das immerhin seit Herbst letzten 
Jahres offen als militärische Schutzmacht 
Syriens agiert, in das Nachbarland ein- 
marschiert, ist kaum glaubhaft. 

Wie kaum anders zu erwarten, äußerte 
auch die Bundesregierung Verständnis. 
Wenn die türkische Regierung der Mei- 
nung sei, die YPG seien nichts anderes, 
als die auch von der Bundesregierung als 
terroristisch eingestufte PKK, dann könne 
man ihr ein militärisches Vorgehen gegen 
die kurdischen Milizen in Syrien nicht 
verdenken. Ansonsten begrüßte die Bun- 
desregierung das Vorgehen der Türkei ge- 
gen den IS. Es ist schon absurd: Noch vor 
einer Woche hatte die Bundesregierung in 
einem eigentlich nicht für die Öffentlich- 
keit bestimmten Dokument festgestellt, 
dass die Türkei unter Erdogan zur zentra- 
len Aktionsplattform für islamistische 
einschließlich terroristische Gruppierun- 
gen geworden ist. Doch jetzt traut die 
Bundesregierung eben jenem Förderer is- 
lamistisch-terroristischer Gruppierungen 
ein ernsthaftes Vorgehen gegen den isla- 
mistischen Terrorismus zu. Im Übrigen 
haben diese Bundesregierung und ihre 
Vorgängerinnen mit ihren Waffenliefe- 
rungen an die Türkei maßgeblich dazu 
beigetragen, dass der NATO-Partner 
überhaupt erst die Fähigkeit zum Krieg 
gegen Nachbarländer hat. So kommen bei 
der Militäroperation gegen Syrien unter 
anderem Leopard-Kampfpanzer aus deut- 
scher Lieferung zum Einsatz. Schließlich 
musste Erdogan das Schweigen der Bun- 
desregierung zu seinem Krieg gegen die 
Kurden im eigenen Land als Zustimmung 
interpretieren, nun auch gegen die Kur- 
den in Syrien ohne Widerspruch aus Ber- 
lin Krieg führen zu können. 

In Nordsyrien — oder Rojava, wie die 
Kurden die Region nennen — wurde in den 
letzten vier Jahren im Windschatten des 
Krieges zwischen der Assad-Regierung 
und der von radikal-religiösen und natio- 
nalistischen Kräften dominierten und von 
der Türkei und den Golfstaaten abhängi- 
gen syrischen Opposition ein einzigarti- 
ges, auf direkter Demokratie, Gleichbe- 
rechtigung der Ethnien und Glaubensge- 
meinschaften und Geschlechtergerechtig- 
keit beruhendes System der Selbstverwal- 
tung aufgebaut. Selbst das sonst keines- 
wegs dem kurdischen Freiheitskampf oder 
gar linken Ideen zugetane Boulevardblatt 
BZ fragte just am Tag des türkischen Ein- 


Am 3. September sollte im Rhein- 
Energie-Stadion Köln das 24. Inter- 
nationale Kurdische Kulturfestival statt- 
finden. Veranstalter des Festivals ist das 
Demokratische Gesellschaftszentrum 
der Kurdinnen und Kurden in Deutsch- 
land (NAV-DEM) e.V., welches mit über 
200 Mitgliedsvereinen zu den größten 
Dachverbänden von Migrantenorganisa- 
tionen zählt. Auf Druck des Bundesam- 
tes für Verfassungsschutz (BfV), des In- 
nenministers des Landes NRW Ralf Jä- 
ger sowie des Kölner Polizeipräsidenten 
Jürgen Mathies erteilte der 
Stadionbetreiber den Veranstaltern eine 
Absage. 


Diese durch den Verfassungsschutz er- 
wirkte Entscheidung stärkt in 
Anbetracht der aktuellen Ereignisse in 
der Türkei das despotische Vorgehen 
des AKP-Regimes nach dem geschei- 
terten Putschversuch. Dabei gilt es in 
einer Zeit, in der uns täglich neue 
erschreckende Nachrichten aus der Tür- 
kei über Verhaftungen, Entlassungen, 
Verbote von Medien und Vereinen sowie 
Zwangsverwaltungen für Kommunen er- 
reichen, den Kampf für Menschenrechte 
und Demokratie zu stärken. Vor dem Hintergrund der 
jüngst durch eine Anfrage der Linksfraktion im Bundes- 
tag ans Tageslicht gekommenen Einschätzung des 
Bundesinnenministeriums, dass sich die Türkei seit 
2011 schrittweise „zur zentralen Aktionsplattform für 
islamistische Gruppierungen der Region des Nahen 
und Mittleren Ostens“ entwickelt habe, ist das 
faktische Verbot der Veranstaltung ein falsches Signal. 
Hier gilt es die führende Rolle der Kurden im Kampf ge- 
gen den islamistischen Terror, der längst zu einer glo- 
balen Bedrohung geworden ist, und ihre Rolle bei der 
Demokratisierung der Türkei zu bedenken. 


Die Versammlunggsfreiheit, die Zehntausenden Türk*in- 
nen Ende Juli in Köln gewährt wurde, steht auch den 
Kurd*innen zu. Zumal das Festival mit seinem breit ge- 
fächerten kulturpolitischen Programm im Zeichen von 
Toleranz, Demokratie und Frieden steht. Ein tolerantes 
Miteinander ist in Zeiten des erstarkenden Rechtspopu- 
lismus unerlässlich. 


Wir, die unterzeichnenden Organisationen und 
Einzelpersonen, fordern gemäß dem Recht auf 
Versammlungsfreiheit eine Aufhebung des Verbotes ge- 
gen ein Festival für Frieden, Toleranz und Demokratie. 


marsches in Syrien: „Rojava — eine Blau- 
pause für Frieden in Nahost?“ — eine Fra- 
ge, die das Springerblatt unter Verweis auf 
die führende Rolle der Frauen innerhalb 
der Selbstverwaltung und der Einbindung 
religiöser Minderheiten wie der Christen 
mit Ja beantwortete. Der türkische Angriff 
auf eben dieses gelobte Modell, das sich 
selbst als Keimzelle für ein zukünftiges 
föderales und demokratisches Syrien ver- 
steht, war der BZ dann allerdings nur noch 
drei Zeilen wert. Schließlich ist man im 
Hause Springer ja zur unbedingten atlanti- 
schen Treue mit den USA verpflichtet, die 
wiederum hinter dem türkischen Angriff 
stehen. 


Rojava ist jetzt akut bedroht durch den 
Überfall der türkischen Armee und ihrer 
dschihadistischen Kopfabschneiderban- 
den.Wenn es den Invasoren gelingt, sich 
im Norden Syriens festzusetzen, dann be- 
deute dies eine Fortsetzung der dschiha- 
distischen Schreckensherrschaft des IS 
unter neuem Namen. Zudem wäre dann 
die weitere Ausbreitung der demokrati- 
schen Selbstverwaltung blockiert. Ein 
Angriff von Dschihadisten auf den schon 
jetzt umzingelten Kanton Afrin wäre 
dann nicht mehr auszuschließen. 

Rojava braucht heute mehr denn je un- 
sere Solidarität! So, wie vor zwei Jahren 
Millionen Menschen in aller Welt für 


Kobani auf die Straße gingen, müssen 
wir heute wieder auf die Straße gehen: 


b Gegen die Invasion Ankaras und seiner 
mörderischen Söldner! 


D Gegen die unheilige internationale anti- 
kurdische Allianz von Ankara über Wa- 
shington bis Berlin! 


» Für die Syrisch-Demokratischen Kräfte 
und die Rojava-Selbstverwaltung als 
Hoffnungsträger einer demokratischen 
Friedenslösung in Syrien! 


Ulla Jelpke I 
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Heimat“ findet am 3. September um 12 
Uhr im Humboldt-Saal der Berliner Ura- 
nia statt. Als Festredner angekündigt 
wird Bundespräsident Dr. h.c. Joachim 
Gauck. 
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„Pro Köln“-Infostandserie 


Körn. Die „Bürgerbewegung pro Köln“ 
will bis Ende September Informations- 
stände in allen neun Kölner Stadtbezir- 
ken organisieren. Dabei sollen auch die 
„Pro Köln“-Kandidaten zur städtischen 
Seniorenwahl vorgestellt werden, die als 
Briefwahl Ende September starten soll. 
Auf ihrer Mitgliederversammlung am 19. 
August hatte „Pro Köln“ u.a. beschlos- 
sen, den ehemaligen Vorsitzenden Mar- 
kus Beisicht wegen „anhaltendem, grob 
vereinsschädigenden Verhalten und wei- 
teren Satzungsverstößen“ auszuschlie- 
ßen. Der Beschluss wegen „Beisichts 
fortgesetzter Zusammenarbeit mit NPD- 
Kadern und anderen Rechtsextremisten“ 
sei einstimmig erfolgt, heißt es auf der 
Internetseite von „Pro Köln“. 
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Dem Spuk ein Ende bereiten 
WERL. Nach einem ersten Landespartei- 
tag der AfD NRW im Juli 2016 in Werl 
plant die rechtspopulistische Partei nun 
ihre Landeswahlveranstaltung, bei der 
die angereisten Delegierten über die Be- 
setzung der Listenplätze für die Land- 
tagswahl 2017 beraten werden, und das 
nun sogar an zwei aufeinanderfolgenden 
Wochenenden: Am 2./3. September in 
der Stadthalle Soest und 10./11. Septem- 
ber in der Stadthalle Werl. Man wolle, so 
die stellvertretende Sprecherin im AfD- 
Landesvorstand NRW Regine Zillessen, 
„in aller Ruhe diskutieren und den Dele- 
gierten viel Raum zum Reden geben“. 
Da hat wohl jemand die Rechnung ohne 
den Wirt gemacht: Wenn die AfD glaubt, 
sich „in aller Ruhe“ zusammenrotten zu 
können, egal wann, egal wo, täuscht sie 
sich gewaltig! Am 10. September werden 
wir uns ihnen in den Weg stellen, ge- 
meinsam, entschlossen und antifaschis- 
tisch. Wir werden nicht zulassen, dass 
AfD-Veranstaltungen ungestört abgehal- 
ten werden können und irgendwann zur 
Normalität werden! 

Die Gründe dafür liegen auf der Hand: 
Die AfD bedient mit ihrer rassistischen, 
homophoben und erzkonservativen Hetze 
geschickt die Ressentiments eines nicht 
unwesentlichen Anteils der deutschen Be- 
völkerung: Sie stilisiert sich als „Protest- 
partei‘ der entrüsteten, besorgten Bürge- 
rInnen. Erschreckenderweise können 
AfD-Schwergewichte wie Frauke Petry 
oder Alexander Gauland scheinbar noch 
so haarsträubende und menschenverach- 
tende Äußerungen in die Welt plärren wie 
sie wollen: Die Umfragewerte steigen. 
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Widerstand ist zwingend notwendig, ge- 
rade jetzt, gerade bei AfD-Veranstaltung, 
die zu ihrer strukturellen Festigung und 
Organisierung dienen sollen. 

Ein Blick in das erst kürzlich beim 
AfD-Parteitag in Stuttgart beschlossene 
„Programm für Deutschland“ genügt, um 
zu wissen, warum man sich der AfD in 
den Weg stellen muss: In ihrem Grund- 
satzprogramm findet sich an Rassismus, 
Antifeminismus, Islamophobie und Neo- 
liberalismus alles, was das Herz der „ent- 
fesselten Mitte“ höher schlagen lässt: 
Wenn es nach der AfD geht, gehört der Is- 
lam nicht zu Deutschland, die gesetzliche 
Unfallversicherung gehört abgeschafft, 
sämtliche Institute für Gender Studies 
sollten sofort dicht gemacht werden und 
die (deutsche!) Familie thront heterosexu- 
ell und kinderreich über allem. Neben 
diesen gruseligen Vorschlägen finden sich 
auch Perlen der Absurdität, wie ein Im- 
mobilienkredit für Familien, der sich mit 
jedem neuen (deutschen!) Kind verrin- 
gert. Willkommenskultur soll es bei der 
AfD auch geben, allerdings nicht für Ge- 
flüchtete, sondern für ungeborenes (deut- 
sches!) Leben: Also bitte keine Abtrei- 
bungen mehr. Die Grenzen dagegen sol- 
len nach Belieben dicht gemacht werden 
können. Und der Klimawandel? Reine 
Erfindung, CO2 sorgt dafür, dass Pflan- 
zen besser gedeihen! Mit ihren populisti- 
schen Parolen trifft die AfD als Ratten- 
fängerpartei offenbar ins Schwarze, denn 
die Ratten kommen: Zur Wahlurne. 

Für uns steht fest: Diesem Spuk muss 
ein Ende bereitet werden! Unter dem 
Motto „AfD-Busters“ werden wir uns am 
10.09.2016 in einer Aktion des zivilen 
Ungehorsams den AfD-RassistInnen in 
den Weg stellen, auch wenn sie wieder 
versuchen, sich an den Arsch der Welt zu 
verkriechen. 

Verhindern wir gemeinsam die Landes- 
wahlveranstaltung der AfD NRW in 
Werl! 

wwn.no-afd-nrw.de I 


Immer mehr rechte 
Musikveranstaltungen 


BERLIN / ERFURT. Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz zählte im vergange- 
nen Jahr fast 200 Musikveranstaltungen 
Rechtsextremer. Das ist die höchste Zahl 
seit vier Jahren. Thüringen scheint einer 
der bevorzugten Anlaufpunkte zu sein. 
Die Zahl rechtsextremer Musikveran- 
staltungen nimmt einem Bericht der Welt 
zufolge weiter zu. Im ersten Halbjahr 
2016 gab es bundesweit bereits 98 
Rechtsrock-Konzerte, Liederabende und 
Parteiveranstaltungen mit Auftritten von 
Musikern der rechtsextremen Szene, be- 
richtet die Zeitung. Insbesondere in Thü- 
ringen häuften sich derartige Veranstal- 
tungen. Das gehe aus Antworten des Bun- 
desinnenministeriums auf Anfragen der 
Linken-Fraktion im Bundestag hervor. 


Nach den vorläufigen Zahlen registrier- 
ten die Sicherheitsbehörden im ersten 
Halbjahr bundesweit 40 Rechtsrock-Kon- 
zerte sowie 49 sogenannte Liederabende 
in kleinerem Rahmen. Dazu kämen neun 
Auftritte bei Versammlungen und Festen 
der NPD und anderer rechtsextremer Par- 
teien. Im vergangenem Jahr zählte das 
Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 
insgesamt 199 Musikveranstaltungen 
Rechtsextremer und damit die höchste 
Zahl seit vier Jahren. 

Dabei scheint Thüringen einer der be- 
vorzugten Anlaufpunkte für die Rechten 
zu sein. Neben zahlreichen Rechtsrock- 
Konzerten habe es in dem Freistaat in 
diesem Jahr bereits vier größere Open- 
Air-Festivals der rechten Szene gegeben, 
schreibt die Zeitung. Das fünfte Festival 
finde an diesem Samstag in Kirchheim 
bei Erfurt statt. Dafür seien bis zu 800 
Besucher angemeldet. Anwohner und Ini- 
tiativen hätten eine Gegenkundgebung 
angekündigt. 

Die Thüringer CDU macht dem Bericht 
zufolge den Personalmangel bei den Si- 
cherheitsbehörden und die Abschaffung 
von V-Leuten durch die rot-rot-grüne 
Landesregierung dafür verantwortlich. 
„Damit besteht die Gefahr, dass Thürin- 
gen zum Rückzugsraum für Extremisten 
jeder Art wird, da sie hier das Gefühl ha- 
ben müssen, weniger Verfolgung ausge- 
setzt zu sein“, warnt der thüringische 
CDU-Landtagsabgeordnete Andreas 
Bühl. Die Landessprecherin der Grünen, 
Stephanie Erben, fordert hingegen mehr 
Aufklärungs- und Demokratieinitiativen 
auf kommunaler Ebene. 

www.migazin.de 22.08.2016 I 


Union hilft AfD: Debatte um 
„Innere Sicherheit” 


BERLIN. Die Union legt sich fest: In den 
bevorstehenden Wahlkämpfen setzt sie 
auf das Thema „innere Sicherheit“. Da- 
mit einher geht nicht nur die Forderung 
nach weiteren Grundrechtseinschränkun- 
gen. Vielmehr überbieten sich die Uni- 
ons-Innenminister derzeit im Aufstellen 
wilder Drohszenarien. Man darf sich 
nicht davon täuschen lassen, dass sie 
nicht alle an einem Strang ziehen und 
sich der eine in bestimmten Punkten mo- 
derater gibt als der andere. Die chaotisch 
anmutende Vielstimmigkeit hat einen ge- 
meinsamen Nenner in der Beschreibung 
des Feindbildes: Das ist der „islamisti- 
sche Gefährder“, der als Flüchtling uner- 
kannt ins Land schleicht, einen doppelten 
Pass hat und sein wahres Gesicht unter 
der Burka verbirgt. Dabei werden nicht 
nur Sicherheitsgefährdungen weit über 
ihren realen Kern hinaus aufgebauscht, 
sondern es wird auch eine gefährliche 
Verknüpfung von Sicherheits-, Flücht- 
lings- und Integrationsdebatte betrieben. 

Wahrscheinlich werden nur die wenigs- 
ten Forderungen rund um Burka-Verbot, 


Mut zur Wahrheit! 
Das will die AfD 


wirklich... 


Flugbaltt der VVN-NRW 


Abschaffung des Doppelpasses, Fußfes- 
seln für „Gefährder“ und Aufweichung 
der ärztlichen Schweigepflicht am Ende 
wirklich umgesetzt. Ein Ergebnis aller- 
dings kann man schon jetzt als sicher be- 
trachten: Das ganze Getöse nützt am 
meisten der AfD. Denn die hat bekannt- 
lich schon früh damit angefangen, sich 
klar gegen „den Islam“ zu stellen und 
Muslime als Sündenböcke für alle mögli- 
chen tatsächlichen oder eingebildeten 
Probleme in Deutschland darzustellen. 
Und genau dieser Ansatz wird jetzt von 
der Union salon- bzw. politikfähig ge- 
macht. 

Hardliner der Union werfen ein Stich- 
wort in die Arena, das vom Burka-Verbot 
zum Beispiel, ernten damit Widerspruch 
von anderen Unions-Politikern, die den 
Vorstoß aber nicht etwa auf den politi- 
schen Sondermüll tun, wo er hingehört, 
sondern ihn nur etwas abgemildert über- 
nehmen möchten, etwa in Behörden oder 
Schulen. 

In der Öffentlichkeit wirkt dieses 
Durcheinander zum einen als Bestäti- 
gung, wenn nicht Mobilisierung von Vor- 
behalten gegen alles „Fremde“, zum an- 


deren als Signal: Die Union ist nicht hart 
genug, im Gegensatz zur AfD, die sich in 
ihrem Feldzug zur vermeintlichen Ret- 
tung des Abendlandes noch weniger von 
irgendwelchen Grund- oder Menschen- 
rechten beirren lässt. Im Klartext lautet 
die Botschaft, die die Union vermittelt: 
Der Islam ist ein „Fremdkörper“ in unse- 
rem Volk (so wird heute wieder gespro- 
chen!), und wer ihn radikal ausmerzen 
will, muss AfD wählen. 
Der Bundesinnenminister erscheint ge- 
genüber seinen Kollegen aus Berlin oder 
Bayern als regelrecht gemäßigt. Tatsäch- 
lich segelt er in ihrem Windschatten. Vo- 
rige Woche hat er seinen eigenen Forde- 
rungskatalog aufgestellt, der im Ton mo- 
derat, in der Sache extrem den Ausbau 
polizeilicher und geheimdienstlicher 
Überwachungsbefugnisse vorsieht. Da- 
mit geht es im kommenden Wahlkampf 
gleich mehrfach um Kernbestandteile der 
bürgerlichen Demokratie. 
www.ulla-jelpke.de 19.08.2016 I 


Panikmache unter 
dem Deckmantel des 
Zivilschutzes 


BERLIN. „Die Vorschläge von de Maizie- 
re zum Zivilschutz zeugen einzig und al- 
lein von Planlosigkeit und Panikmache. 
Aufrufe zu Hamsterkäufen als Vorberei- 
tung auf vermeintlich ‚existenzbedrohen- 
de Entwicklungen‘ sind das Letzte, was 
wir in der sicherheitspolitischen Debatte 
brauchen“, führt Ulla Jelpke, innenpoliti- 
schen Sprecherin der Fraktion DIE LIN- 
KE, mit Blick auf das neue Zivilschutz- 
konzept der Bundesregierung aus. Jelpke 
weiter: 

„De Maiziere beschwört mit seinen 
Vorschlägen den totalen Überwachungs- 
staat herauf. Zuerst will er am Grundge- 
setz vorbei den Weg ebnen für Bundes- 
wehreinsätze im Inland. Als nächstes pro- 
pagiert er Rucksackverbote bei Veranstal- 
tungen und den Einsatz biometrischer Er- 
kennungssoftware an Bahnhöfen und 
Flughäfen, als angeblich sicherheitsför- 
dernde Vorkehrungen. Tatsächlich wür- 
den mit solch einschneidenden Maßnah- 
men aber vor allem die Freiheitsrechte 
der Bürger massiv eingeschränkt und ein 
gesellschaftliches Klima der Angst und 
des Misstrauens geschaffen. 

Nun sollen sich die Menschen nach 
dem Willen der Bundesregierung mit 
Notvorräten eindecken. Wenn man sich 
de Maiziere so anhört, könnte man mei- 
nen, wir befänden uns in einem schlech- 
ten Endzeit-Computerspiel. Es bleibt völ- 
lig schleierhaft, welche Szenarien sich der 
Bundesinnenminister da vorstellt, in de- 
nen die Menschen sich zehn Tage lang 
mit Lebensmittelvorräten über Wasser 
halten sollen. Wir sind hier doch nicht im 
Kriegsgebiet. Was kommt als nächstes — 
der Aufruf zum Selbstschutz mit Waffen- 
gewalt? De Maizieres Aussagen sorgen 
nur für Angst und Unruhe in der Bevölke- 
rung — ein zeitgemäßes sicherheitspoliti- 
sches Konzept lässt sich darin nicht er- 
kennen.“ 

Ulla Jelpke, MdB I 
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Rechter Brandanschlag in Altena. 
Ermittlungen gegen Polizeibeamte 


Am 3. Oktober vergangenen Jahres 
brannte eine Geflüchtetenunter- 
kunft in Altena. Die Täter waren 
schnell gefasst, zwei junge Männer aus 
der Nachbarschaft. Die Polizei teilte zu- 
nächst mit, ein rechter Hintergrund sei 
nicht feststellbar, die Täter hatten aus „‚Be- 
sorgnis“ gehandelt, und ermittelte wegen 
Brandstiftung. Dabei war die Tat selbst 
mit hoher krimineller Energie ausgeführt: 
Eine Notrufleitung zur Feuerwehr wurde 
vorher durchtrennt, und die Dachbalken 
mit hoher Fach- und Sachkenntnis ange- 
zündet; einer der Täter war Feuerwehr- 
mann. Im Haus lebten sieben Personen, 
die sich glücklicherweise in Sicherheit 
bringen konnten. Man kann also gut und 
gerne davon ausgehen, dass die Täter die 
Tötung der Geflüchteten mindestens billi- 
gend in Kauf genommen haben, man hätte 
also wegen eines versuchten Tötungsde- 


:frankreich 


liktes ermitteln müssen. Mehr noch: Erst 
die Opferanwälte fanden bei eigenen Re- 
cherchen auf den Mobiltelefonen der Tä- 
ter rassistische und rechtsextreme Bilder, 
darunter Abbildungen Adolf Hitlers und 
von Hakenkreuzen. Die Behauptung, kei- 
nen rechtsextremen Hintergrund feststel- 
len zu können, war also falsch. 

Wie konnte es zu dieser unfassbaren 
Schlamperei und Fehleinschätzung kom- 
men, wie bewertet die Landesregierung 
diese Vorkommnisse? Das wollte ich in 
einer kleinen Anfrage, die ich der Landes- 
regierung zustellte, wissen. Die Antwort 
bestätigte den schlampigen Umgang mit 
den Telefonen und enthüllte, dass es ne- 
ben Dienstaufsichtsbeschwerden jetzt 
auch strafrechtliche Ermittlungen gegen 
zwei ermittelnde Beamte wegen Strafver- 
eitelung im Amt gebe. Das ist schon star- 
ker Tobak. 


Unter anderem haben die WELT und 
WDR Lokalzeit berichtet (Video mit ei- 
nem Interview mit mir bis zur Depubli- 
zierung in etwa 10 Tagen hier, ab Minute 
3:30). 

Die ermittelnden Behörden waren den 
Tätern gegenüber wohl zu nachsichtig. Es 
waren eben die „netten Jungs“ aus der 
Nachbarschaft, die diesen Brand- und 
auch versuchten Mordanschlag verübten, 
gestandene junge Männer mit renom- 
mierten Zivilberufen. Das zeigt aller- 
dings, wie tief gruppenbezogener Men- 
schenhass und Rassismus in die Mitte un- 
serer Gesellschaft vorgedrungen ist, wie 
alltäglich Rechtsterrorismus ist. Doch 
Nazis haben nicht immer Springerstiefel 
an — die Ermittlungsbehörden haben sich 
erneut als auf dem rechten Auge blind er- 
wiesen. 

Daniel Schwerd I 


„Burkini“: Die neueste Auflage einer 
von Besessenheit geprägten „Islam- 
debtte”: Nein, wie neu aber auch ... 


Im Hintergrund steht der konser- 
vative Hetzer und Kandidatur-An- 
wärter Nicolas Sarkozy. Natürlich 
steht der Front National (FN) bei der 
ganzen Sache nicht nach. Als (Vor- 
)Wahlkämpfer in Sachen „französische 
Identität“ könnte er in jüngster Zeit 
punkten. Premierminister Manuel Valls, 
seit längerem prominenter Verfechter 
eines autoritären und auf Ausgrenzung 
zielenden Pseudo-Laizismus als Staats- 
ideologie, sekundiert ebenfalls eifrig 


In Deutschland füllte eine Burga-Ver- 
botsdebatte zeitweilig das Sommerloch, 
vor allem aber die inhaltliche Leere des 
Wahlkampfs in Mecklenburg-Vorpom- 
mern (und Berlin), insbesondere in den 
Reihen der CDU. Eine solche Diskussion 
wäre in Frankreich allein schon deswe- 
gen unnötig, weil es dort bereits ein Ver- 
botsgesetz zum Thema Burga oder 
„Ganzkörperverschleierung“ gibt, das 
seit dem 11. Oktober 2010 in Kraft ist'. 
(Vgl. inhaltlich zu dessen Bewertung und 
zur vorausgehenden Debatte: 
wwn.trend.infopartisan.net/trd03 10/400 
310.html zuzüglich 
www.trend.infopartisan.net/trd05 10/1570 
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510.html sowie htip://www.trend.infop- 
artisan.net/trd7810/1417810.html ) 

Irgendeine positive Veränderung ge- 
bracht hat es natürlich keine: Die Anzahl 
der Gesichtsschleier-Trägerinnen, die vor 
allem in einem salafistischen Sektenmilieu 
anzusiedeln sind, ist niedrig aber gleich- 
bleibend und wird frankreichweit mit rund 
2.000 angegeben, darunter rund ein Drittel 
Konvertitinnen, während die Anzahl der 
Burga-Trägerinnen im engeren Sinne noch 
weit niedriger liegt. Ein Geschäftsmann 
unter dem Namen Rachid Nekkaz über- 
nimmt dem Vernehmen nach oft die Geld- 
strafen für die Trägerinnen?. 

Die allerneueste Auflage der identitäts- 
schwangeren „Islamdebatte“, gefühlt un- 
gefähr die 985. seit ihrer ersten Auflage im 
Herbst 1989 — damals rund um Kopftuch 
tragende Schülerinnen in der Stadt Creil, 
rund fünfzig Kilometer nördlich von Paris 
— dreht sich denn auch nicht um die Burga 
oder andere Formen von Totalverhüllung, 
sondern um ein weitaus leichteres Klei- 
dungsstück, das jedoch irreführend (unter 
Anlehnung an die afghanisch-pakistani- 
sche Burga sowie an die Bezeichnung des 
zweiteiligen Badeanzugs, Bikini) als „Bur- 
kini“ bezeichnet wird. Es handelt sich um 


einen Badeanzug, den manche muslimi- 
schen Frauen tragen und der, neben Brust 
und Bauch, auch die Schultern, manchmal 
auch die Arme bedeckt sowie eine Kapuze 
für den Kopf integriert. 

Solche Kleidungsstücke an Badesträn- 
den machten zum Teil bereits in den ver- 
gangenen Jahren von sich reden’. Doch in 
diesem Jahr gaben sie erstmals zu einer 
von Hysterie und sehr viel Identitätshube- 
rei geprägten, breiten Debatte — mitten im 
Sommerloch, das allerdings in Frankreich 
nicht so genannt wird — den Anlass. 

In der vorletzten Augustwoche hat diese 
Polemik nun auch die deutschen Medien 
erreicht, von der taz bis zur Tagesschau der 
ARD. Doch die Anfänge der Debatte lie- 
gen ein wenig weiter zurück. Das Neue 
Deutschland siedelt sie zum Zeitpunkt ei- 
ner Prügelei in Sisco auf Korsika an, wel- 
che am 13. August 16 stattfand‘. In Wirk- 
lichkeit fing die jüngste Polemik jedoch 
noch erheblich früher an, spätestens am 3. 
August dieses Jahres und in Marseille. 

Damals wurde öffentlich bekannt‘, dass 
eine Frauenvereinigung aus den Quartiers 
Nord der Mittelmeerstadt — den am weites- 
ten vom Mittelmeerufer und dem Hafen 
entfernten Stadtteilen, die von Ghettosie- 


rungsphänomen und einem hohen Migrati- 
onsanteil geprägt sind — einen Ausflug für 
den 10. September d.J. plante. Dieser soll- 
te zum Wassersportgelände unter dem Na- 
men Speed Water Parc im Marseiller Um- 
land führen. In einer e-Mail an die Interes- 
sierten teilte die Vereinigung mit, sie habe 
Sonderbedingungen ausgehandelt, zu de- 
nen gehöre, dass der Wassersportbetreiber 
das Tragen von Ganzkörper- oder Teilkör- 
peranzügen moslemischer Frauen akzep- 
tiere (da, wie hinzugefügt wurde, männli- 
che Bademeister anwesend seien). Es 
muss als wahrscheinlich gelten, dass dies 
für manche Frauen aus religiös geprägten 
Familie erst den Willen zur Teilnahme er- 
möglichte. So weit ist daran eher wenig 
auszusetzen, da die Sache bis dahin unter 
die Grundrechte „Religionsfreiheit‘‘ sowie 
„allgemeines Persönlichkeitsrecht“ — zu 
dem die Freiheit der Wahl der eigenen Be- 
kleidung zählt — fällt. An anderer Stelle in 
der e-Mail wurde hinzugefügt, es werde 
abgeraten, im Zweiteiler (oder Bikini) zu 
erscheinen, was wohl nicht dem anvisier- 
ten Profil der Teilnehmerinnenschaft ent- 
sprach. Diesen Punkt könnte man hinge- 
gen kritisch betrachten, da die persönliche 
Freiheit in alle Richtungen gelten muss. 


„Alles bedeckt, bis auf die Augen. Was für eine grausame, 
männlich dominierte Kultur!“ — „Nichts bedeckt, bis auf die Au- 
gen. Was für eine grausame, männlich dominierte Kultur!“ 


as darauf folgte, hatte jedoch 

\ N nichts mit punktueller Kritik zu 
tun, sondern sehr viel mit Hetze 

und Gewalt. Die Vereinigung, die den Na- 
men Smile 13 trägt (Marseille ist die 
Hauptstadt des französischen Verwal- 
tungsbezirks Nummer 13), sagte ihren 
Ausflug in Windeseile ab, nachdem sie ne- 
ben wüsten Beschimpfungen u.a. Revol- 
verkugeln auf dem Postweg erhalten hat- 
te‘. Doch bereits zuvor hatten sich politi- 
sche Mandatsträger zu Wort gemeldet. Zu 
allem Überfluss ist der amtierende Be- 
zirksbürgermeister des „siebten Sektors“ 
von Marseille, in dem mehrere der Quar- 
tiers Nord dieser Stadt liegen, ein Vertreter 
des Front National: Es handelt sich um 
Stephane Ravier, der neben seinem Amt 
als Bezirksbürgermeister (zuständig für 
rund 100.000 Einwohner/innen doch mit 


beschränkten Vollmachten) auch einen 
Sitz im Senat, also dem „Oberhaus“ des 
französischen Parlaments, inne hat. Ravier 
höhnte in einem Pressekommunique: 
„Nun ist Schluss mit dem ‚Zusammenle- 
ben’, das dem Leben mit dem islamischen 
Kommunitarismus Platz macht!“ (Der aus 
dem angloamerikanischen Sprachraum 
übernommene Begriff des Kommunitaris- 
mus bezeichnet die Selbstbezogenheit von 
religiös-konfessionellen oder kulturellen 
Bevölkerungsgruppen, die ihre Sonderin- 
teressen vor denen der Gesamtgesellschaft 
verfolgen.) Ravier hatte sich bereits im 
April 2015 dadurch profiliert, dass er über 
den Begriff des „Zusammenlebens“ (viv- 
re-ensemble) öffentlich spottete; sinnge- 
mäß äußerte er damals in einem Doku- 
mentarfilm über sein Wirken: „Ich werde 
Dir ‚vivre-ensemble’ hinten reinstecken!‘” 
Aber auch konservative und einige sozial- 
demokratische Lokalpolitiker/innen rea- 
gierten, allen voran die Marseiller Parla- 
mentsabgeordnete Valerie Boyer („Diese 
vermeintliche Mode zu akzeptieren, be- 
deutet, dem Kommunitarismus in unserem 
Land Aufschwung zu verleihen“). 

Danach ging es dann Schlag auf Schlag: 
Über dreißig Bürgermeister(innen?), fast 
alle von ihnen Mit- 
glieder in der bür- 
gerlichen Rechts- 
und stärksten Oppo- 
sitionspartei Les 
Republicains (LR, 
früher UMP), erlie- 
ßen daraufhin Ver- 
botsverfügungen* 
für burkini-ähnliche 
Kleidungsstücke an 
den Stränden ihrer 
Kommunen’. Hinzu 
kommen _ inzwi- 
schen auch zwei 
rechtsextrem re- 
gierte Städte mit 
FN-Rathausführun- 
gen, Cogolin und 
Frejus. Den Anfang 
machte am 28. Juli 
dieses Jahres zunächst Cannes; es folgten 
sogleich Villeneuve-Loubet unter dem 
konservativen und nahezu rechtsextremen 
Bürgermeister Lionnel Luca’ und kurz da- 
rauf Nizza unter Nicolas Sarkozys engem 
Vertrauten Christian Estrosi. 

Diese kommunalen Verfügungen wur- 
den mit Begründungen versehen, die unter 
anderem darauf abzielten, nach dem mör- 
derischen Anschlag von Nizza — am 14. 
Juli 2016 fuhr dort ein psychisch Kranker 
mit Jihadisten-Kontakten, Mohamed La- 
houaiej Bouhlel, mit einem LKW in die 
Menge und tötete 86 Menschen - herrsche 
eine angespannte Stimmung und Nervosi- 
tät beim Anblick islamischer oder islamis- 
tischer Anzeichen. Wodurch eine absolut 
unzulässige Vermischung von Sachverhal- 
ten, die definitiv nichts miteinander zu tun 
hatten (der Amoklauf und/oder Terrorakt 


in Nizza einerseits und die Situation der 
betreffenden Frauen andererseits), betrie- 
ben. Gegenstand der Anordnungen respek- 
tive Verbote waren „Kleidungsstücke, die 
auf ostentative Weise eine religiöse Zuge- 
hörigkeit zur Schau stellen“ (wie in 
Cannes, wo bis zum 25. August d.J. inge- 
samt sechs Geldstrafen deswegen verhängt 
wurden und weitere fünfzehn Polizeiein- 
sätze dazu stattfanden) respektive die „ge- 
gen die guten Sitten und das Prinzip der 
Laizizät“ verstießen. Die betroffenen 
Kommunen liegen alle in Süd- und Süd- 
ostfrankreich sowie, in Einzelfällen, im 
nordostfranzösischen Bezirk Pas-de-Ca- 
lais am Ärmelkanal — wie Le Touquet, 
eben jener Stadt, wo Nicolas Sarkozy am 
Samstag, den 27. August einen viel beach- 
teten Vorwahlkampf-Auftritt absolvierte". 

Sarkozy erscheint als der große politi- 
sche Hintermann dieser Verbotskampa- 
gne'’ — die im Kern darauf abzielt, mosle- 
mische Frauen nach Möglichkeiten zu 
schikanieren, wie die inzwischen auch 
durch viele deutschen Medien gegangenen 
Bilder (aus der britischen Zeitung Daily 
Mail) von der durch vier Kommunalpoli- 
zisten erzwungenen Zwangsentkleidung 
einer Frau belegen. Diese hielt sich am 23. 
August allein am Strand von Nizza auf 
und trug keineswegs einen „Burkini“, son- 
dern lediglich ein türkisgrünes Oberteil so- 
wie ein Kopftuch; denn nach Ganzkörper- 
oder Halbkörper-Badanzügen sind inzwi- 
schen längst auch einfache Kopfverhüllun- 
gen ins Visier geraten, wie die Pariser 
Abendzeitung Le Monde feststellt. (Vgl. 
Papierausgabe vom 26. August d.J., Seite 
8) Umstehende sowie -sitzende sollen in 
Nizza den Kommunalpolizisten applau- 
diert haben, als diese, trotz Entkleidung, 
ein Bußgeld gegen die Frau in Höhe von 
38 Euro verhängten. 


arkozy begleitete die Verbotskampa- 
gne mit einer publizistischen Offen- 


sive. In einem am Freitag, den 
26.8.16 publizierten Interview im Figaro 
Magazine betonte er zu dem Thema: 
„Nichts zu tun, würde bedeuten, Frank- 
reich als schwach erscheinen zu lassen und 
einen erneuten Rückzieher der Republik 
zu verzeichnen.“ Diese Äußerungen er- 
folgten parallel zur nun auch offiziell er- 
folgten Ankündigung seiner (offiziös be- 
reits feststehenden) Bewerbung um die 
Präsidentschaftskandidatur des rechten 
Bürgerblocks, über welche in einer Urab- 
stimmung der konservativen Sympathi- 
sant/inn/en am 20. und 27. November die- 
ses Jahres entschieden wird. Die Tageszei- 
tung Le Figaro, deren Leserschaft zu ei- 
nem Großteil Sarkozys politischem Lager 
angehört, machte am Dienstag, den 23. 
August mit folgendem Aufmacher dazu 
auf (nachdem Sarkozy seine Ankündigung 
am Vortag getätigt hatte): „Sarkozy, Kan- 
didat im Zeichen der ‚französischen Iden- 
tität”“. Und die linksliberale Abendzeitung 
Le Monde verkündete in ihrer Ausgabe 
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vom selben Tag, ebenfalls von der Titelsei- 
te herunter: „Sarkozy tritt mit den Themen 
Identität und Islam in den Wahlkampf 
ein.“ Der Anwärter auf die Kandidatur for- 
derte zu dem Zeitpunkt in einem frisch pu- 
blizierten Buch (Tout pour la France, er- 
schienen am 24.38.16) u.a. den vollständi- 
gen Stopp des Familiennachzugs für „le- 
gal‘“ in Frankreich lebende Migranten bis 
zur Aushandlung eines neuen Vertrags an- 
stelle des Schengen-Abkommens, das 
Ende des „Bodenrechts“ bei der Anerken- 
nung der Staatsangehörigkeit für in Frank- 
reich geborene Menschen sowie eine 
„drastische Reduzierung der Zahl der Aus- 
länder“ in Frankreich. Auf diese Weise 
hatte er eher deutlichen Erfolg: Nachdem 
er unter den insgesamt knapp fünfzehn Be- 
werber/inne/n auf die Präsidentschaftskan- 
didatur It. Umfragen lange Zeit an zweiter 
Stelle abgeschlagen hinter Ex-Premier und 
Ex-Außenminister Alain Jupp& lag, holte 
er nun kräftig auf und liegt erstmals gleich- 
auf mit Juppe'‘. Sollte Sarkozy sich bei 
dem Rennen je durchsetzen, so droht im 
Vorfeld der kommenden Präsidentschafts- 
wahlen vom 23. April und 07. Mai 2017 
ganz offenkundig ein wahrhaftiger Horror- 
wahlkampf. 

Aber auch Manuel Valls, der amtieren- 
de Premierminister, meldete sich ihn ähn- 
lichem Sinne zu Wort und verteidigte die 
Beschlüsse der dreißig Rathausregierun- 
gen. Er steht seit Jahren für einen autori- 
tären Staats-Laizismus, welcher als Aus- 
grenzungsideologie firmiert (was einen 
Bruch mit dem historischen Laizismus — 
also Prinzip der Trennung von Kirche 
und Staat — darstellt; denn dieser stellte 
einen Anspruch an den Staat dar, konfes- 
sionnel neutral zu bleiben, während in der 
neueren autoritären Variante der Staat mit 
weltanschaulichen Anspüchen an be- 
stimmte Bevölkerungsgruppen heran- 
tritt). Dagegen kritisierten zwei seiner 
Ministerinnen, Regierungssprecherin und 
Schulminister Najat Vallaud-Belkacem 
oder „NVB“ sowie Gesundheitsministe- 
rin Marisol Touraine, explizit die Verbots- 
verfügungen in den Medien. Vallaud-Bel- 
kacem sprach sogar davon, diese trügen 
zu einer „Freisetzung rassistischen Voka- 
bulars“ bei; aus gutem Grund, denn im 
selben Zeitraum kam es etwa im Pariser 
Umland zu einem Skandal, als ein Res- 
taurantbesitzer sich weigerte, zwei Kopf- 
tücher tragende Frauen zu bedienen’. 


m Freitag, den 26. August ent- 
As®@ der Conseil d’Etat 

(„Staatsrat“), also das höchste 
Verwaltungsgericht Frankreichs in einer 
Eilentscheidung, die Verbotsbverfügung 
der Kommune Villeneuve-Loubet sei 
rechtswidrig erlassen worden‘. Denn 
Grundrechte — dazu zählt u.a. die Aus- 
übung der Religionsfreiheit — dürften nur 
dann Einschränkungen unterliegen, wenn 
es einen triftigen Grund dafür gebe und 
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der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
gewahrt bleibe, nicht aus rein subjekti- 
ven, emotionalen oder nicht auf öffentli- 
chen Interessen basierenden Gründen. In- 
nenminister Bernard Cazeneuve forderte 
daraufhin dazu auf, das Urteil zu respek- 
tieren’. Hingegen hält der Großteil der 
betroffenen Bürgermeister, trotz des Ur- 
teils, auch weiterhin die bislang getroffe- 
nen Verbotsverfügungen aufrecht — unter 
ihnen auch der von dem Urteil unmittel- 
bar betroffene Rathauschef Lionnel 
Luca'*. Nicolas Sarkozy seinerseits for- 
derte mehrfach, um dem Urteilsspruch 
respektive seiner Anwendung einen Rie- 
gel vorzuschieben, bedürfe es einfach ei- 
ner Gesetzes- bzw., wie er nachschob, ei- 
ner Verfassungsänderung”. Ähnliches 
fordert auch der Front National (FN); 
Marine Le Pen sprach dabei sehr viel all- 
gemeiner von einem Verbotsgesetz für 
„religiöse Zeichen im öffentliche 
Raum“, 

Von feministischer Seite kam mittler- 
weile scharfe Kritik an der Verbotspoli- 
tik”, obwohl ein Teil von deren Protago- 
nisten sich gerne scheinhellig auf Frauen- 
rechte betruft; ebenso erfolgte Kritik von 
seiten der Menschenrechtsorganisation 
Amnesty international”, sowie sehr stark 
aus der angelsächsischen Presse”. 

Bernard Schmid, Paris 
29. August 2016 I 
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Forderung nach Beseitigung 
von Abschiebehindernissen 
ist Demagogie 


„Ich bin froh, dass es Piloten gibt, die 
sich weigern, abgelehnte oder erkrankte 
Asylbewerber zurück in ihre Verfolger- 
staaten zu transportierten“, erklärt die in- 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE Ulla Jelpke zu Pressemel- 
dungen, wonach seit Anfang 2015 hun- 
derte Abschiebungen abgebrochen wur- 
den, weil sich die Flüchtlinge wehrten 
und sich Piloten oder Fluglinien weiger- 
ten, die Abzuschiebenden mitzunehmen. 
Die Abgeordnete weiter: 

„Doch rund 600 auf diese Weise zu- 
mindest vorübergehend verhinderte Ab- 
schiebungen stehen mehr als 30.000 im 
gleichen Zeitraum auf dem Land-, See- 
oder Luftweg erfolgte Abschiebungen 
gegenüber. Schon dieses Zahlenverhält- 
nis entlarvt die Forderung der Unionsin- 
nenminister in ihrer Berliner Erklärung 
zur Beseitigung aller noch bestehenden 
Abschiebungshindernisse als reine De- 
magogie. Zu den sogenannten Abschie- 
behindernissen gehören die wenigen 
rechtlichen Garantien, die Flüchtlingen 
nach der vorangegangenen Demontage 
des Asylrechts überhaupt noch geblieben 
sind. Dazu gehört das Recht, im Falle ei- 
ner schweren Erkrankung vorerst nicht 
abgeschoben zu werden ebenso wie das 
Recht, nicht in einen Staat abgeschoben 
zu werden, wenn dieser aufgrund fehlen- 
der Papiere nicht eindeutig als Her- 
kunftsstaat des Flüchtlings zu identifizie- 
ren ist. 

Wer diese wenigen verbliebenen Rech- 
te von Schutzsuchenden noch weiter de- 
montieren will, wie die Unionsinnenmi- 
nister, handelt nicht nur menschenverach- 
tend, sondern auch rechtsstaatswidrig.“ 

www.ulla-jelpke.de 18.08.2016 I 


Kooperationen in vielen 
Bereichen sinnvoll 


Flüchtlingsrat und Landesverband der 
Sinti und Roma wollen stärker zusam- 
menarbeiten. Der Flüchtlingsrat Baden- 
Württemberg und der Verband Deutscher 
Sinti und Roma-Landesverband Baden- 
Württemberg wollen ihre Zusammenar- 
beit intensivieren. Bei einem Treffen in 
der Geschäftsstelle des Landesverbandes 
in Mannheim tauschten sich Seän 
MeGinley und Julian Staiger vom 
Flüchtlingsrat mit Jovica Arvanitelli vom 
Landesverband der Sinti und Roma aus. 
Dabei wurde schnell klar, dass es viele 
Punkte gibt, in denen eine Zusammenar- 
beit und ein regelmäßiger Austausch sinn- 
voll wären. Die Situation von geflüchte- 
ten Roma aus den Ländern des westlichen 
Balkans bereitet beiden Seiten große Sor- 
gen. Gerade nach den jüngsten Gesetzes- 


verschärfungen hat sich die Lage für die- 
se Menschen erheblich verschlechtert, der 
Bedarf an Beratung und Einzelfallbetreu- 
ung ist groß. 

Die Roma-Beratungsstelle, die sich zu- 
sammen mit der Geschäftsstelle des Lan- 
desverbandes im Haus „RomnoKehr“ 
(Romanes: „Unser Haus“) in Mannheim 
befindet, ist bereits stark in der Verfah- 
rensberatung engagiert und begleitet eini- 
ge interessante Einzelfälle. Der Flücht- 
lingsrat wird sicherlich von diesen Erfah- 
rungen profitieren. Der Landesverband 
der Sinti und Roma möchte seinerseits 
über das Netzwerk des Flüchtlingsrates 
neue Kontakte knüpfen. 

Eine Zusammenarbeit bei eventuellen 
Veranstaltungen oder Aktivitäten zum 
Thema „Geflüchtete Roma“ wird von 
beiden Seiten ausdrücklich erwünscht. 
Auch über Möglichkeiten für eine dauer- 
hafte Bleiberechtsperspektive für ge- 
flüchtete Roma werden der Flüchtlingsrat 
und der Landesverband der Sinti und 
Roma künftig Erfahrungen und Informa- 
tionen austauschen und sich gegenseitig 
über laufende Aktivitäten informieren. 

luechtlingsrat-bw.de 17.8.2016 M 


Afghanistan: Die Deutsche 
Abschreckungspolitik 


Seit Beginn 2016 hat sich die Entschei- 
dungspraxis des BAMF in Bezug auf 
Menschen aus Afghanistan deutlich ver- 
schärft. Im Vorjahr wurden 72% der in- 
haltlich geprüften Asylanträge von af- 
ghanischen Geflüchteten positiv ent- 
schieden. Im ersten Halbjahr dieses Jah- 
res war dies nunmehr bei 52% der Asyl- 
anträge der Fall. Ist Afghanistan auf dem 
Weg wieder ein sichereres Land zu wer- 
den? Im Gegenteil. Die Verschärfung der 
Entscheidungen spiegelt sich nicht in ei- 
ner Verbesserung der Sicherheitslage wi- 
der, wie Länderberichte von Amnesty 
(2015/2016), Human Rights Watch 
(2015), UNAMA (2015) belegen. 

Die steigende Zahl afghanischer 
Flüchtlingen die eine Duldung haben, 
sind von Integrationskursen ausgeschlos- 
sen und von der Abschiebung bedroht. 
Während es im gesamten Jahr 2015 
deutschlandweit nur neun Abschiebungen 
nach Afghanistan gab, verzeichnet Ba- 
den-Württemberg 2016 bereits vier Ab- 
schiebungen. Dies zeigt das verschärfte 
Vorgehen, aber auch, dass es sich nicht 
um Massenabschiebungen handelt. Dies 
ist nach Einschätzungen von ProAsyl in 
naher Zukunft auch nicht zu erwarten. 
Bisher wird stattdessen durch erschwerte 
Integrationschancen und Lebensbedin- 
gungen sowie durch Medienkampagnen 
und eine forcierte Rückkehrberatung Ab- 
schreckung geübt. 

Afghanische Geflüchtete sollten ver- 
stärkt darauf achten, sich gut auf die An- 


hörung vorzubereiten. Die Einladungen 
zum Interview können sehr zeitnah erfol- 
gen. Mit dem Aufsuchen einer Beratungs- 
stelle oder der Vorbereitung mit Ehren- 
amtlichen sollte also nicht bis zum Zeit- 
punkt der Vorladung gewartet, sondern so 
früh wie möglich begonnen werden. In 
der Anhörung geht es um den Fokus auf 
die individuelle Geschichte: Lebensum- 
stände, Bedrohungen und Verfolgungen 
die zur Flucht geführt haben müssen de- 
tailliert, lückenlos und widerspruchsfrei 
dargelegt werden. Ein Vermerk auf die 
generelle Lage in Afghanistan greift zu 
kurz um einen Aufenthaltstitel zu erhal- 
ten. 

Als Reaktion auf die neuen Entwick- 
lungen in Bezug auf Asylanträge von 
Menschen aus Afghanistan plant der 
Flüchtlingsrat Baden-Württemberg einen 
Fachtag, bei dem sich Betroffene und In- 
teressierte über die Situation in Afghanis- 
tan, die neuesten Entwicklungen in 
Deutschland und über Handlungsmög- 
lichkeiten informieren und austauschen 
können. Nähere Informationen hierzu 
werden rechtzeitig bekannt gegeben. 

fluechtlingsrat-bw.de 18.08.2016 I 


Zelt-Aktions-Tag am 10.9. 
Lampedusa in Hamburg 


Wir sind hier um zu bleiben — und unser 
Protestzelt muss auch bleiben! 
Das Lampedusa-Zelt am Hauptbahnhof — 
warum ist es wichtig? Anfang des Jahres 
2013 mussten wir, ungefähr 350 afrikani- 
sche Kriegsflüchtlinge aus Libyen, die 
Lager in Italien verlassen, nachdem wir 
Papiere bekommen hatten und sind nach 
Hamburg gekommen, wo wir uns auf der 
Straße wiederfanden — ohne Recht auf 
Arbeitserlaubnis, Sozialleistungen und 
Unterkunft. Im Mai 2013 gingen wir an 
die Öffentlichkeit und gründeten die 
Gruppe „Lampedusa in Hamburg“. Ein 
Zelt wurde am 22. Mai 2013 in der Nähe 
des Hauptbahnhofs (gegenüber dem 
ZOB) errichtet. Vor einigen Wochen kün- 
digten die Hamburger Behörden zum 
wiederholten Mal an, dass Mitte Oktober 
dies Zelt wegen Bauarbeiten von diesem 
Ort weg und woanders hin verlegt werden 
muss. 

Aber unser Zelt war und ist immer 
noch aus verschiedenen Gründen wichtig: 
DB Es ist ein Treffpunkt für die Mitglieder 

der Gruppe „Lampedusa in Hamburg“ 

und andere Geflüchtete und 

Migrant*innen 
D Es ist ein Infopunkt, um die Öffentlich- 

keit über die Situation, die Forderungen 

und Aktionen von „Lampedusa in Ham- 
burg“ zu informieren 

D Und nicht zuletzt: Es ist ein Symbol für 
den Kampf von „Lampedusa in Ham- 
burg“ zusammen mit anderen Geflüch- 
teten, antirassistischen Gruppen und 

Einzelpersonen, die immer noch für 

eine Lösung für alle kämpfen! 
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Deshalb fordern wir, dass das Zelt in 
der Nähe des Hauptbahnhofs bleiben 
muss — wenn nötig, während der Bauar- 
beiten an einem nahegelegenen Ort, aber 
hinterher wieder am alten Platz! Unser 
Kampf ist nicht zu Ende, weil die Ham- 
burger Regierung unsere Forderungen 
immer noch ignoriert. Vor einigen Wo- 
chen erhielten zwei (!) Mitglieder unserer 
Gruppe eine Aufenthaltserlaubnis für ein 
Jahr, nachdem sie Ende 2013 eine Dul- 
dung beantragt und ihre italienischen Pa- 
piere zurück gegeben hatten. Das ist kei- 
ne Lösung! Die Mehrheit von „Lampedu- 
sa in Hamburg‘ kann nur überleben dank 
der Solidarität von vielen Gruppen und 
Einzelpersonen, die uns Unterkunft ge- 
währen, Geld spenden und unseren 
Kampf unterstützen. 

Wir fordern immer noch eine Lösung 
für die gesamte Gruppe nach $ 23 oder 
eine Anerkennung unserer italienischen 
Papiere und eine Arbeitserlaubnis! 
Kommt zum Zelt-Aktions-Tag am 10. 
Sept. 2016 von 14 bis 17 Uhr am Lam- 
pedusa-Zelt zwischen Hauptbahnhof 
und ZOB! 

Flüchtlingsrat Hamburg U 
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Geflüchtete im „Pastor 
Bammel Haus” in Brome 
leben in Angst 


Flüchtlingsrat Niedersachsen fordert so- 
fortige Kündigung der Sicherheitsfirma 
„Protector Security‘. Im „Pastor Bammel 
Haus“ in Brome (Landkreis Gifhorn) ver- 
breitet die mit der Betreuung beauftragte 
Sicherheitsfirma „Protector Security“ 
Angst und Schrecken. Dies dokumentie- 
ren die Recherchen des NDR, die gestern 
über „Hallo Niedersachsen“ veröffent- 
licht wurden. Der Flüchtlingsrat fordert 
den Landkreis Gifhorn auf, aus dem 
Skandal umgehend Konsequenzen zu zie- 
hen und den Vertrag mit „Protector Secu- 
rity“ fristlos zu kündigen. 

Aufgedeckt wurde unter anderem ein 
offen aushängender Sanktionskatalog des 
privaten Betreibers, der etwa Strafzahlun- 
gen für Bewohner innen bei unangemel- 
detem Besuch, auf dem Flur spielenden 
Kindern oder Essen außerhalb des Ge- 
meinschaftsraumes vorsah. Auch wurde 
den Bewohner innen ein brutales IS-Vi- 
deo vorgespielt. Für die Aufgaben der so- 
zialen Betreuung, der Hausverwaltung 
und der Sicherheit in der Gemeinschafts- 


unterkunft hatte der Landkreis Gifhorn 
eine Ausschreibung durchgeführt. „Dass 
dabei einer „Sicherheitsfirma“ der Zu- 
schlag gegeben wurde, die ihren Auftrag 
selbst mit „Flüchtlingsbewachung“ be- 
schreibt, nur weil diese das preisgünstigs- 
te Angebot abgegeben hat, lässt tief bli- 
cken und spricht nicht für den Landkreis 
Gifhorn. Andere Landkreise sind hier 
weiter, indem sie auch die Qualität des 
sozialen Betreuungskonzepts in diesem 
hochsensiblen Feld mit in die Vergabe 
einbeziehen. Ob Sicherheitsfirmen für 
den Bereich der Flüchtlingssozialarbeit 
die richtige Wahl sind, stellen wir auf- 
grund vieler Praxisberichte grundsätzlich 
in Frage“, so Geschäftsführer Weber. 

Der Flüchtlingsrat fordert, dass die 
Kreisverwaltung für eine umgehende 
Rückzahlung aller vom Firmenchef Frank 
E. rechtswidrig einbehaltenen „Strafgel- 
der“ sorgt und allen von den Vorkomm- 
nissen direkt Betroffenen eine Auszugs- 
perspektive anbietet, sofern sie dies kon- 
kret wünschen. Darüber hinaus fordert 
der Flüchtlingsrat eine regelmäßige Kon- 
trolle der beauftragten Betreiberfirmen 
sowie die Einrichtung eines ständigen 
Auszugsmanagements für alle Gemein- 
schaftsunterkünfte des Landkreises, wie 
es andernorts längst Standard ist. 

Weber: „Zielrichtung muss stets das 
Leben in den eigenen vier Wänden sein, 
so bald wie möglich. Dies gilt auch für 
den Landkreis Gifhorn.“ 

Der Landkreis Gifhorn hat die Konse- 
quenzen aus den Vorkommnissen in Bro- 
me (LK Gifhorn) gezogen und dem Be- 
treiber der Gemeinschaftsunterkunft 
(GU) zum 31.08.16 gekündigt. 

Flüchtlingsrat Niedersachsen, 
22.8.2016 I 


Frankfurter Demo: Flüchtlin- 
ge fordern Perspektive 


Etwa 500 Menschen haben am Samstag- 
nachmittag (13. August) in Frankfurt für 
ein Bleiberecht für alle nach Deutschland 
geflüchteten Menschen und ihren unbe- 
schränkten Zugang zu Bildung und 
Sprachkursen sowie zum Gesundheits- 
system demonstriert. Sie forderten zu- 
dem die Unterbringung in privaten und 
dezentralen Unterkünften und eine volle 
Bewegungsfreiheit für Flüchtlinge. 

Scharf wandten sich die Demonstran- 
ten unter anderem gegen die geplante 
Ausweitung von Abschiebungen in so ge- 
nannte sichere Drittstaaten. „No Border, 
No Nation, Stop Deportation“ war auf ei- 
nem Banner zu lesen und wurde, während 
die Demonstrierenden vom Kaisersack 
zum Römerberg und über den Roßmarkt 
zurück zum Hauptbahnhof liefen, immer 
wieder skandiert. „Kein Mensch ist ille- 
gal‘“, war zu lesen und „Solidarität statt 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus“. 
„Make Borders History“ wurde auf einem 
Banner gefordert. 


Unter den Demonstrierenden waren 
zahlreiche Menschen, die selbst nach 
Deutschland geflohen sind. Eine größere 
Gruppe von Menschen, die aus Somalia 
stammen, wies auf ihre nach ihren Schil- 
derungen miserable Situation hin und for- 
derte Perspektiven. Drei Jahre nach ihrer 
Ankunft in Deutschland seien sie zum 
Teil immer noch in Asylverfahren, immer 
noch in Flüchtlingsunterkünften statt in 
Wohnungen, hieß es bei einer Kundge- 
bung auf dem Römer-berg. Ihnen bliebe 
nichts als „warten, warten, warten“. „Wa- 
rum sind wir gezwungen unsere Zeit zu 
verschwenden, statt arbeiten zu kön- 
nen?“, fragte Mohamud Omar. Eindring- 
lich warnte er vor Abschiebungen in das 
Land. „Wir wären in Lebensgefahr“, sag- 
te er. Ständig lebten sie mit der Angst um 
in Somalia verbliebenen Familienmitglie- 
der. 

Die Flüchtlinge gingen auch auf Politi- 
ker ein, die terroristische Akte zum An- 
lass nehmen, eine schärfere Asylpolitik 
zu fordern. „Terrorismus bekämpfen, 
kann nicht bedeuten, Menschen in Länder 
zurückzuschicken, aus denen sie wegen 
Terrors geflohen sind“, hieß es. 

Die selbstorganisierte Geflüchte- 
teninitiative Refugees for Change hatte 
die Kundgebung gemeinsam mit der 
Gruppe No Border Frankfurt organisiert, 
die sich für offene Grenzen einsetzt. Zu 
den Unterstützern zählten auch das Netz- 
werk Konkrete Aktion, das mit Projekten 
wie den Teachers On the Road Ge- 
flüchtete und Migranten bei der Teilhabe 
am politischen, kulturellen und sozialen 
Leben unterstützt und das Project Shelter, 
das sich unter anderem für eine Perspekti- 
ve für obdachlose Arbeitsmigranten, etwa 
die so genannten Lampedusa-Flüchtlinge, 
einsetzt. 

Ein Aktivist der Gruppe lud die De- 
monstrierenden ein, das am Freitag von 
der Initiative eröffnete Begegnungscafe 
in Bornheim zu besuchen. Er machte klar, 
dass das Project Shelter trotz dieses ersten 
Erfolgs nicht aufhören werde, für ein 
selbstverwaltetes Zentrum, in dem Ar- 
beitsmigranten auch wohnen können, zu 
kämpfen. Einer der Stadtverordneten, die 
dieses Vorhaben unterstützt, ist Martin 
Kliehm (Linke), der am Samstag unter 
den Demonstranten war. Die Stadt müsse 
auch etwas tun, um die Situation anderer 
obdachloser Migranten zu verbessern, 
sagte er am Rande der Kundgebung der 
FR. Es gelte, in dieser Frage den Druck 
aufrechtzuerhalten. 

Max Pichl von Pro Asyl und die Grup- 
pe No Border kritisierten jeweils die eu- 
ropäische und deutschen Asylpolitik. Das 
neue Integrationsgesetz wertete No Bor- 
der als ein Einknicken vor Rassisten. Ab- 
schiebungen in Drittstaaten, auch außer- 
halb der EU, würden noch erleichtert. 
Pichl rief dazu auf, gegen die von der EU- 
Kommission geplante Einführung der 
Dublin-TV-Verordnung zu kämpfen. Die- 


se führe zu einer massiven Verschlechte- 
rung für Flüchtlinge. Pichl wies etwa da- 
rauf hin, dass selbst unbegleitete minder- 
jährige Flüchtlinge nach dem Entwurf 
künftig in das Land abgeschoben werden 
könnten, in dem sie den Asylantrag ge- 
stellt haben. 

Frankfurter Info @ 


Sichere Herkunftsländer 
und der Prüfungsumfang 
des BAMF 


Der am 1.8. gelaufene Filmbeitrag „Pro- 
tokoll einer Abschiebung“ hat eine kon- 
troverse Diskussion ausgelöst, in deren 
folge sich der NDR genötigt sah, seine 
Recherchen weiter zu erläutern (siehe 
http://www.ndr.de/fernsehen/sendun- 
gen/45_min/Doku-ueber-Abschiebun- 
gen-Wir-nehmen-Ihre-Kritik-auf,ab- 
schiebung692.html). Der Beitrag ist le- 
senswert, macht er doch deutlich, dass 
die subjektive Furcht der im Filmbeitrag 
gezeigten albanischen Familie, in Alba- 
nien zum Opfer einer unbestreitbar ange- 
drohten Blutrache zu werden, sich bricht 
an der behördlichen Feststellung, dass 
Albanien als „sicheres Herkunftsland“ 
deklariert ist, was auch die Aussage im- 
pliziere, dass der Staat schon willens und 
in der Lage sei, seine Bürger _innen ef- 
fektiv vor Blutrache zu schützen. 

Einer solchen apodiktischen Aussage 
widersprechen nicht nur Menschenrechts- 
organisationen. Selbst das BAMF kommt 
in einer jüngst veröffentlichten Broschüre 
über Blutrache in Albanien zu dem 
Schluss: 

„Insgesamt ist festzustellen, dass das 
Phänomen schwer zu erklären und auch 
zahlenmäßig kaum zu erfassen ist. Der 
Mangel an verlässlichen Daten macht es 
schwierig, den tatsächlichen Umfang des 
Problems zu erkennen. Sicher ist aber, 
dass es nach wie vor Blutrachefälle, vor 
allem in Nordalbanien gibt. Verschiedene 
Interpretationen und Auslegungen des 
Kanuns erschweren eine klare Abgren- 
zung zu „normaler“ Kriminalität. Die 
Schwäche des albanischen Staates, ver- 
breitete Korruption und Kriminalität so- 
wie das nicht vorhandene Vertrauen der 
Bevölkerung in die Justiz behindern die 
Bekämpfung des Phänomens und be- 
schränken die Schutzmöglichkeiten für 
die Betroffenen.“ 

Einmal mehr wird hier deutlich, dass 
die Deklaration eines Staates als „sicheres 
Herkunftsland‘ mehr ist als nur eine Fra- 
ge der Verfahrensgestaltung. Der politi- 
sche Beschluss, die Balkanstaaten als „si- 
chere Herkunftsländer“ zu markieren, hat 
Auswirkungen auf die behördliche Ent- 
scheidungspraxis: Eine inhaltliche Prü- 
fung der bestehenden Gefährdung findet 
in vielen Fällen gar nicht mehr statt. Bun- 
desweit hat es für Albanien im ersten 
Halbjahr 2016 immerhin noch zu einer 
Schutzgewährung in 52 von 26.100 Fäl- 


len gereicht (0,2%). Nicht ein einziger 
Fall ist jedoch für das Ankunftszentrum 
Bad Fallingbostel dokumentiert. Statt ei- 
ner individuellen Einzelfallprüfung 
scheint dort eine pauschale Ablehnung al- 
ler Asylanträge als „offensichtlich unbe- 
gründet“ zu erfolgen. Wir müssen die 
Qualität der Entscheidungsfindung des 
BAMF insbesondere in den „Ankunfts- 
zentren“ weiterhin im Auge behalten. 
Kai Weber 
www.nds-fluerat.org 19.08.2016 I 


Burka-Debatte ist Ausdruck 
von Fremdenhass 


Worum geht es bei der Diskussion um 
ein Burkaverbot? Um religiöse Fragen 
oder um Frauenrechte? Nein, sagt Religi- 
onswissenschaftlerin Ina Wunn. Die Dis- 
kussion sie ein Entgegenkommmen an 
die Anhänger von AfD und Pegida. 

Die Diskussion um ein Burkaverbot ist 
nach Ansicht der hannoverschen Religi- 
onswissenschaftlerin Ina Wunn Ausdruck 
fremdenfeindlicher Tendenzen in der 
deutschen Gesellschaft. Es gehe dabei 
nicht wirklich um religiöse Fragen oder 
um Frauenrechte, sagte Wunn dem Evan- 
gelischen Pressedienst. Vielmehr seien 
entsprechende Forderungen ein Entge- 
genkommen an Anhänger von „Pegida“ 
und AfD. „Das ist keine religiöse, son- 
dern eine politische Debatte“, betonte die 
Professorin am Institut für Theologie und 
Religionswissenschaften der Universität 
Hannover. Damit wendeten sich die Uni- 
onspolitiker, die sie begonnen hätten, an 
ein bestimmtes Wählerklientel, das den 
Fortbestand des christlichen Abendlandes 
bedroht sehe und in Schwarz-Weiß-Mus- 
tern denke. Ähnlich beurteilt sie auch das 
Burkiniverbot in einigen französischen 
Badeorten als eine populistische Entschei- 
dung im Sinne der rechten Politikerin Ma- 
rine Le Pens. 


Rechtslage verbietet Bekleidungsvor- 
schrift 

Dabei ist die Rechtslage nach Ansicht der 
Religionswissenschaftlerin zumindest in 
Deutschland eindeutig. Hier könne es 
keine Bekleidungsvorschriften geben. 
„Wenn mir dicke Bäuche in zu kurzen T- 
Shirts nicht gefallen, kann ich sie auch 
nicht einfach verbieten lassen“, stellte 
Wunn klar. 

Zu mehr Sicherheit würde ein Burka- 
verbot ebenfalls nicht beitragen, sagte sie: 
„Im Gegenteil. Das könnte radikale junge 
Muslime eher noch in ihrer Weltsicht be- 
stärken, dass der Islam eine bedrohte und 
verfolgte Religion ist, die sich mit Gewalt 
zur Wehr setzen muss.“ Auch in Frank- 
reich sähen sich die Muslime durch Bur- 
ka- und Burkiniverbote nur in ihrer Mei- 
nung bestärkt, unterdrückt zu werden. 


Latente Angst vor dem Fremden 
Wunn wies darauf hin, dass in Deutsch- 
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land zwar nur sehr wenige Musliminnen 
lebten, die eine Burka oder einen Nigab 
trügen. In Baden-Baden oder München 
hingegen seien jedoch durchaus voll ver- 
schleierte arabische Touristinnen anzu- 
treffen: „Die Einheimischen haben kein 
Problem mit Burka oder Nigab.“ 

In bestimmten Gruppen existiere dage- 
gen eine latente Angst vor dem Fremden. 
Der daraus entstehende Abwehrmecha- 
nismus richte sich in Deutschland derzeit 
vor allem gegen den Islam, sagte die Pro- 
fessorin. Wenn das Fremde dann noch 
zum Konkurrenten werde, verstärke sich 
die Abwehr. Das habe sich schon bei der 
Kopftuch-Debatte gezeigt: „Das Kopf- 
tuch hat niemanden gestört, solange die 
muslimischen Frauen damit zu Hause 
blieben. Da hat auch niemand ihre angeb- 
liche Unterdrückung beklagt. Jetzt wird 
es zum Problem, weil kopftuchtragende 
Muslimas in gehobene Positionen und 
Ämter streben und zu Konkurrentinnen 
auf dem Arbeitsmarkt werden.“ 

Quelle: www.migazin.de 18.08.2016 


Abschieben um jeden Preis? 


Der Bayerischer Flüchtlingsrat kritisiert 
die rücksichtslose Abschiebung auch von 
Kranken und Behinderten. 

Die Innenminister der unionsregierten 
Bundesländer haben sich gerade auf eine 
konsequente Abschiebepolitik geeinigt. 
Der Bayerische Flüchtlingsrat kritisiert 
die schon jetzt rigorose Abschiebepolitik, 
die vor allem bei besonders verletzlichen 
Personen zu enormem Leid führt. 

Ende Juli wurde eine Frau in den Koso- 
vo abgeschoben, der eine Amtsärztin Sui- 
zidgefahr attestiert hatte. Eine Abschie- 
bung hielt die Ärztin für nicht verantwort- 
bar. Das beeindruckte die Ausländerbe- 
hörde nicht, die Frau wurde abgeschoben. 
Gegenüber der Süddeutschen Zeitung be- 
hauptete die Ausländerbehörde dann 
wahrheitswidrig, dass in Pristina ein Arzt 
bereitgestanden habe für eine Sicherstel- 
lung der Anschlussbehandlung. Heute 
wurden unter anderen drei Familien mit 
kranken Familienmitgliedern aus Man- 
ching zur Abschiebung abgeholt. In allen 
drei Fällen ist eine weitere medizinische 
und therapeutische Behandlung laut der 
behandelnden Ärzte und Kliniken not- 
wendig. In einem Fall wurde auch Rei- 
seunfähigkeit attestiert. 

Seit den Asylrechtsverschärfungen 
werden enorme Hürden an ärztliche Gut- 
achten gestellt, die Ärzt*innen häufig in 
der vorgegebenen kurzen Frist nicht er- 


stellen können. Gerade die Menschen, die 
auf solche Atteste angewiesen sind, haben 
häufig keine finanziellen Mittel um Gut- 
achter und Rechtsanwälte zu zahlen. Vor 
allem bei Asylschnellverfahren für Perso- 
nen aus sogenannten „sicheren Her- 
kunftsländern‘“ wird der Zugang zu recht- 
licher Beratung und sozialer Betreuung in 
den besonderen Aufnahmeeinrichtungen 
systematisch verwehrt. Wenn dennoch 
Atteste vorliegen, werden sie nicht ernst 
genommen bzw. durch behördliche Gut- 
achten im Auftrag der Ausländerbehörden 
widerlegt. Einsicht in die amtsärztlichen 
Gutachten gibt es jedoch weder für Be- 
troffene noch für deren Anwälte. Nur die 
Behörde selbst erfährt, zu welcher Ein- 
schätzung die Amtsärzte gelangen. 

„Das bayerische Innenministerium und 
die nachgeordneten Zentralen Ausländer- 
behörden nehmen bewusst das Leid und 
gesundheitliche Einbußen von Abgescho- 
benen in Kauf. Für eine medizinische An- 
schlussbetreuung wird nicht gesorgt. Ob 
Abgeschobene ein Dach über dem Kopf 
haben oder eine medizinische Betreuung 
für sie überhaupt erreichbar ist, kümmert 
die bayerischen Behörden nicht. Wir erle- 
ben gerade eine enorm anwachsende 
Rücksichtslosigkeit“, kritisiert Stephan 
Dünnwald, Sprecher des Bayerischen 
Flüchtlingsrats. 

„Wer konsequente Abschiebungen for- 
dert, der lädt die Behörden dazu ein, me- 
dizinische Gutachten zu missachten oder 
nicht abzuwarten, bis sie vorliegen. Ethi- 
sche und rechtliche Bedenken werden so 
weggeschoben. Der Bayerische Flücht- 
lingsrat fordert eine Rückkehr zum Au- 
genmaß. Innenminister Herrmann sollte 
seine Behörden nicht zur Gewissenlosig- 
keit auffordern“, so Dünnwald weiter. 

fluechtlingsrat-bayern.de 20.08.2016 

Bi 


Wachleute in 
Flüchtlingsheim teilen Nazi- 


Sprüche im Netz 

Arbeiten an Nordrhein-Westfalens 
Flüchtlingsunterkünften Rassisten als Si- 
cherheitsleute? Innenminister Jäger zeigt 
sich besorgt über entsprechende Vorwür- 
fe. Die Piraten werfen ihm Untätigkeit 
vor. Die Informationen seien nicht neu. 


Flüchtlingsheim in Burbach 

Der nordrhein-westfälische Innenminis- 
ter Ralf Jäger (SPD) hat sich besorgt zu 
Berichten über rechtsextreme Hetze von 
Wachleuten einer Flüchtlingsunterkunft 


ABS CHHEBEKAFT] 
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geäußert. „Für mich ist klar, dass Leute, 
die im Netz gegen Ausländer hetzen, 
nichts in Flüchtlingsunterkünften zu su- 
chen haben“, erklärte Jäger am Dienstag 
in Düsseldorf. Es handle sich um schwer- 
wiegende Vorwürfe gegen die Mitarbei- 
ter der Sicherheitsfirma, die nun schnell 
und gründlich durch die Ermittlungsbe- 
hörden aufgeklärt werden müssten. 

Nach einem Bericht des WDR sollen 
Wachleute der Siegener Sicherheitsfirma 
Bewa, die in der Flüchtlingsunterkunft in 
Burbach eingesetzt sind, bei Facebook 
Postings der rechtsextremen NPD geteilt 
und Seiten von Neonazis gelikt haben. Zu 
diesem Ergebnis kommt der Verein „Re- 
fugees Welcome Bonn“, der Anfang Juli 
eine Vielzahl von Facebook-Profilen der 
Sicherheitsmitarbeiter überprüft und die 
Bezirksregierung informiert hat. Mitte Juli 
berichtete Ruhrbarone über die Befunde. 


Piraten: Ministerium wusste Bescheid 
Die Düsseldorfer Landtagsabgeordnete 
Simone Brand (Piraten) sagte dem Sen- 
der: „Wenn man die Leute googelt, stellt 
man fest, dass 15 bis 20 Prozent der Se- 
curity-Mitarbeiter dem rechtsradikalen 
Milieu zuzuordnen sind.‘ Band kritisiert, 
dass sich der Innenminister erst äußert, 
nachdem auch der WDR berichtet hatte. 
„Von Unwissenheit seitens des Innenmi- 
nisteriums und der Bezirksregierung 
kann keine Rede sein. Vielmehr scheint 
es ein außerordentliches Desinteresse 
seitens der Behörden zu geben, wenn es 
um Burbach geht. 

Die Bezirksregierung versucht diese 
Vorgänge mit einer Taskforce aufzuarbei- 
ten. Diese Taskforce wurde vom Innen- 
minister gegründet, um anhand eines 8- 
Punkte Plans die Situation in den Flücht- 
lingsunterkünften zu verbessern. „Wenn 
diese Gruppe aber nicht einmal dazu in 
der Lage ist, einfachste Recherchen zu 
den Mitarbeitern in Flüchtlingsunterkünf- 
ten durchzuführen, stelle ich mir die Fra- 
ge, was sie überhaupt leistet“, so die Pira- 
ten-Abgeordnete. 

Burbach nicht unbekannt 

Die Staatsanwaltschaft Siegen leitete 
dem WDR-Bericht zufolge ein Ermitt- 
lungsverfahren wegen „Verwendens von 
Kennzeichen verfassungsfeindlicher Or- 
ganisationen“ ein. Das Verfahren richte 
sich „gegen eine Person aus dem Kreis 
des Sicherheitsdienstes in Burbach“, wei- 
tere Verdächtige könnten hinzukommen. 
Die Bezirksregierung Arnsberg will die 
Vorwürfe prüfen. 

Das Unternehmen Bewa wies Vorwürfe 
zurück, Mitarbeiter würden vor ihrer Ein- 
stellung nicht ausreichend geprüft. Be- 
schuldigte Wachleute seien entweder 
nicht mehr bei der Firma beschäftigt oder 
„von der zuständigen Ordnungsbehörde 
als zuverlässig eingestuft“ worden. 

Die Flüchtlingsunterkunft in Burbach 
war bereits vor zwei Jahren in die Schlag- 
zeilen geraten, nachdem Wachleute dort 


Flüchtlinge misshandelt haben sollen. Die 
Staatsanwaltschaft Siegen teilte vor eini- 
gen Tagen mit, sie ermittle auch wegen 
eines möglichen Sexualdelikts eines 
Wachmannes in der Flüchtlingsunterkunft 
Burbach. 

www.migazin.de 18.08.2016 I 


Bundesweites Beratungs- 
treffen am 4.9. in Berlin 


Über 800 Menschen haben an unserer 
ersten Zusammenkunft vom 10.-12. Juni 
in Leipzig teilgenommen. Wir waren vie- 
le, aus vielen Orten, aus verschiedenen 
Organisationen und Initiativen: Selbstor- 
ganisationen von Geflüchteten und Mi- 
grant*innen, Willkommensinitiativen, 
linken und antirassistischen Gruppen, 
Parteien und zivilgesellschaftlichen Orga- 
nisationen. Nach drei Tagen intensiven 
Austauschs und Diskussion haben wir im 
Abschlussplenum mit breiter Zustim- 
mung beschlossen: Welcome2Stay wird 
weitergehen! 

Denn wir brauchen den Austausch, den 
Kontakt und die Vernetzung zwischen 
den einzelnen Initiativen und Bewegun- 
gen, damit wir in der Fülle unserer alltäg- 
lichen Aufgaben nicht mutlos und phanta- 
sielos werden, damit wir praktisch erle- 
ben, dass wir viele sind und dass es eine 
breite gesellschaftliche Bewegung der 
Solidarität tatsächlich gibt. 

Doch wir wollen noch mehr: Unsere 
Sprachlosigkeit überwinden und unseren 
Teil dazu beitragen, dass rassistische Het- 
ze, die ständigen Verschärfungen des 
Asylrechts und die mörderische Abschot- 
tungspolitik nicht unwidersprochen blei- 
ben. Wir wollen nicht bei begleitender 
Hilfe und praktischer Solidarität stehen 
bleiben, sondern öffentlichen Wider- 
spruch und Widerstand entwickeln. 
Die Grundsatzpunkte unserer weiteren 
Zusammenarbeit: Gegen die Politik der 
Abschottung, der schändlichen Abkom- 
men zur Flüchtlingsabwehr, der Abschie- 
bungen und eines absurden Asylverfah- 
rens treten wir ein für das Recht aller 
Menschen weltweit zu gehen, zu kom- 
men und zu bleiben. 

Der Politik der Spaltung, Entrechtung, 
des Sparzwangs und des Sozialabbaus 
wollen wir das Prinzip gleicher, umfassen- 
der sozialer und politischer Rechte entge- 
gensetzen — Rechte auf Bildung, Gesund- 
heit, Wohnung, soziale Sicherheit und po- 
litische Teilhabe für alle Menschen, die 
hier leben, unabhängig von ihrer Her- 
kunft, ihrem Pass und ihrem Status. 

Diese Grundsätze wollen wir auf unse- 
rem nächsten Treffen zum Sommerende 
in Berlin weiterentwickeln und konkreti- 
sieren. In Berlin ruft das Blockupy-Bünd- 
nis am Freitag, den 02.09. zu Protestak- 
tionen gegen die europäische Austeritäts- 
politik vor dem Arbeitsministerium auf. 
Am Samstag, den 03.09. findet die bun- 
desweite Demonstration „Aufstehen ge- 


gen Rassismus“ statt. 

Gemeinsam wollen wir dann am Sonn- 
tag, den 04.09. die Zusammenarbeit und 
die politischen Perspektiven von Welco- 
me2Stay diskutieren. 

Vorschlag zur Tagesordnung 
10:00 Begrüßung und kurzer Rückblick 
11:00 Arbeitsgruppen und bundesweite 
Vernetzungsinitiativen, Erfahrungen und 
Entwicklung gemeinsamer Perspektiven) 
Inhaltliche und strategische Grundlagen 
(Wie kann unser gemeinsames politi- 
sches Programm aussehen? Welche 
Punkte setzen wir den aktuellen gesell- 
schaftlichen Entwicklungen entgegen 
und wie formulieren wir sie?) 
Aktionen und Kampagnen (Wie machen 
wir die Politik der Solidarität und des 
Antirassismus gesellschaftlich sichtbar?) 
13:00 Mittagspause 
14:00 World-Cafe — Diskussion über un- 
sere nächsten Projekte und unsere künfti- 
ge Arbeitsweise in wechselnden, kleinen 
Runden 
15:30 Abschlussplenum 
17:00 Ende 
Nachfragen, Mitmachen, Anmelden unter: 
mail@welcome2stay.org 

Flüchtlingsrat Hamburg I 


CSU will neues Doppelpass- 
gesetz wieder abschaffen 


Die CSU will sich mit der doppelten 
Staatsbürgerschaft für bestimmte Mig- 
rantengruppen nicht anfreunden. CSU- 
Generalsekretär Scheuer wirbt dafür, zur 
alten Regelung zurückzukehren. SPD, 
Grüne und Linke wiederum sind für wei- 
tere Liberalisierungen. 

Die CSU will das von der großen Ko- 
alition liberalisierte Einwanderungsrecht 
wieder einkassieren. „Der Doppelpass 
wird immer mehr zum Regelfall, das wol- 
len wir nicht, daher müssen wir zum alten 
Staatsbürgerschaftsrecht zurück“, sagte 
Generalsekretär Andreas Scheuer der 
Rheinischen Post. Landesgruppenchefin 
Gerda Hasselfeldt bezeichnete die dop- 
pelte Staatsangehörigkeit als „Angebot, 
sich nicht festlegen zu müssen“, Die SPD 
wies den Vorstoß der CSU zurück. 

Scheuer erklärte, nur Einwanderer, die 
lange in Deutschland lebten, sich gut inte- 
griert hätten und sich eindeutig zu den 
Werten und Prinzipien bekennen würden, 
könnten die deutsche Staatsbürgerschaft 
erhalten. „Der deutsche Pass ist kein 
Ramschartikel, den man als Zweitpass 
mal noch so mitnimmt“, sagte er. Forde- 
rungen der Grünen, jedem in Deutschland 
geborenen Kind automatisch den deut- 
schen Pass zu geben, seien „völlig dane- 
ben“, Der thüringische Ministerpräsident 
Bodo Ramelow (Linke) hatte sich kürz- 
lich dafür ausgesprochen, in Deutschland 
zur Welt gekommenen Kindern von 
Flüchtlingen automatisch die deutsche 
Staatsbürgerschaft zu verleihen. SPD und 


Grüne unterstützten den Vorschlag. 


CSU: vorbehaltloses Bekennen 
Hasselfeldt betonte, ihre Partei habe eine 
generelle doppelte Staatsbürgerschaft im- 
mer abgelehnt. Die Ausnahme, dass in 
Deutschland geborene Kinder ausländi- 
scher Eltern sich nicht mehr entscheiden 
müssten, sei ein Kompromiss mit der 
SPD gewesen. Dieser werde nun zurecht 
wieder auf den Tisch gelegt und sachge- 
recht bewertet. „Eine Rückkehr zur alten 
Rechtslage wäre wünschenswert. Denn 
wer die deutsche Staatsangehörigkeit 
will, sollte sich auch klar und vorbehalt- 
los zu ihr bekennen“, sagte die CSU- 
Landesgruppenchefin den Zeitungen der 
Essener Funke Mediengruppe. 

Die SPD-Spitze warf der CSU die 
Flucht „in eine Welt der nationalen Ab- 
grenzung‘“ vor. SPD-Generalsekretärin 
Katarina Barley sagte den Funke-Zeitun- 
gen: „Eine doppelte Staatsangehörigkeit 
hat nichts mit einem Mehr oder Weniger 
an Loyalität zu einem Land zu tun.“ Dies 
solle auch die CSU „endlich begreifen 
und ihre Vorstellungen aus den 60er Jah- 
ren über Bord werfen.“ 


SPD: Kategorien von vorgestern 

Scheuer denke „in Kategorien von vor- 
gestern“, erklärte Barley. Er habe offen- 
bar überhaupt nicht verstanden, worum 
es bei der doppelten Staatsbürgerschaft 
gehe. „Doppelte Staatsbürgerschaften 
bauen Brücken, erleichtern Integration 
und schaffen Identität“, sagte sie. Die 
deutsche Staatsbürgerschaft erhalte man 
nur unter engen Voraussetzungen. 

Die Länder-Innenminister von CDU 
und CSU hatten in ihrer Ende vergange- 
ner Woche vorgestellten „Berliner Erklä- 
rung‘ zum Thema Sicherheit auf ihre ur- 
sprüngliche Forderung verzichtet, die 
doppelte Staatsbürgerschaft wieder abzu- 
schaffen. Zweistaatlichkeit solle aber 
möglichst vermieden werden, hieß es 
nun. Bis 2019 soll überprüft werden, wie 
diese sich auf die Integration auswirkt. 
Verlieren sollen Menschen mit doppelter 
Staatsangehörigkeit den deutschen Pass, 
wenn sie für eine Terrormiliz im Ausland 
kämpfen. 
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Erneuter Brandversuch zum 
Tod von Oury Jalloh 


Mehr als elf Jahre nach dem Tod des 
Asylbewerbers Oury Jalloh in einer Des- 
sauer Polizeizelle wird der Fall noch ein- 
mal untersucht. Ein neuer Brandversuch 
soll Antworten auf offene Fragen liefern. 
Kritiker bezweifeln das. Sie gehen von 
Mord in der Polizeizelle aus. 

Mehr als elf Jahre nach dem Tod des 
Asylbewerbers Oury Jalloh in einer Des- 
sauer Polizeizelle wird der Fall erneut un- 
tersucht. Dazu wurde im Auftrag der Des- 
sauer Staatsanwaltschaft am Donnerstag 
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im Institut für Brand- und Löschfor- 
schung im sächsischen Dippoldiswalde 
ein neuer Brandversuch vorgenommen. 
Nachgestellt wurde der Brand vom 7. Ja- 
nuar 2005, bei dem Jalloh in einer Ge- 
wahrsamszelle der Polizei starb. Mit Er- 
gebnissen wird erst 

in einigen Wochen 


gerechnet. 
Kritik am Ver- 
suchsaufbau kam 


von der „Initiative in 
Gedenken an Oury 
Jalloh“. „Das hilft 
uns nicht weiter“, 
sagte deren Spreche- 
rin Nadine Saeed. 
Der erneute Brand- 
versuch der Dessauer Staatsanwaltschaft 
im sächsischen Dippoldiswalde werde 
keine Klarheit über die Todesumstände 
von Oury Jalloh bringen. Dagegen sagte 
Olaf Braun, Sprecher der Staatsanwalt- 
schaft, „wir sind nochmals bei null ge- 
startet“. „Wir gehen ergebnisoffen ran.“ 


Mordverdacht 

Der Versuch, der unter Leitung des 
Schweizer Forensikers Kurt Zollinger in 
einem Nachbau der Zelle im Institut für 
Brand- und Löschtechnik gemacht wur- 
de, ist nicht das erste derartige Experi- 
ment. Im Laufe zweier Gerichtsverfahren 
gegen Polizeibeamte an den Landgerich- 
ten Dessau und Magdeburg waren Sach- 
verständige wiederholt beauftragt wor- 
den, den Brand nachzustellen. Zudem 
hatte die „Initiative in Gedenken an Oury 
Jalloh“ 2013 den irischen Sachverständi- 
gen Maksim Smirnou mit einer eigenen 
Expertise beauftragt. Er kam zu dem 
Schluss, dass Jalloh die Matratze, auf der 
er an Händen und Füßen gefesselt lag, 
nicht selbst angezündet haben konnte 
und dass Brandbeschleuniger eingesetzt 
wurde. 

Nach Ansicht der Rechtsanwältin Ga- 
briele Heinecke, die vor Gericht Angehö- 
rige Jallohs vertrat, wurde dieser „von 
dritter Hand“ zu Tode gebracht. Zentrales 
Argument ist, dass ein angeblich in der 
Zelle gefundenes Feuerzeug keine DNA- 
Spuren Jallohs aufweist. 


Szenario 

Bei dem neuerlichen Brandversuch am 
Donnerstag spielte die Frage, wie das 
Feuer entstand, allerdings keine Rolle. 
Die Füllung der Matratze, auf der Zollin- 
ger eine Puppe platziert hatte, wurde mit 
einem Feuerzeug in Brand gesetzt. Das 
entspricht dem Szenario, dass auch die 
Anklage in beiden Gerichtsverfahren un- 
terstellt hatte. 

Im ersten Prozess waren zwei ange- 
klagte Polizisten 2008 in Dessau freige- 
sprochen worden. Nachdem der Bundes- 
gerichtshof (BGH) das Urteil gekippt hat- 
te, wurde ein Beamter im August 2012 
am Landgericht Magdeburg wegen fahr- 
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lässiger Tötung zu einer Geldstrafe von 
10.800 Euro verurteilt. Eine erneute Revi- 
sion verwarf der BGH im Herbst 2014. 
Bereits seit Anfang 2014 prüft die Staats- 
anwaltschaft Dessau-Roßlau, ob es neue 
Ermittlungsansätze in dem Fall gibt. 


Versuch ungeeignet 

Mit dem nunmehrigen 
Experiment sollten laut 
Zollinger „zeitliche Ab- 
läufe nachvollzogen“ so- 
wie Temperaturen, entste- 
hende Schadstoffe und 
der Gewichtsverlust des 
Körpers gemessen wer- 
den. Um ein realistische- 
res Szenario zu erreichen, 
war die Puppe mit Haut und Fett eines 
Schweins präpariert worden. 

Die Gedenkinitiative hält den Ver- 
suchsaufbau für ungeeignet. „Das ent- 
spricht nicht den gängigen Standards“, 
sagte Saeed. Diese sähen vor, ganze 
Schweinekadaver zu verwenden. Die von 
Zollinger genutzten Hautteile wirkten da- 
gegen „wie Brandbeschleuniger“. Auch 
andere Details wie die Maße der Matratze 
stimmten nicht. Nach Ende des Versuchs, 
den Pressevertreter auf einer Videowand 
beobachten konnten, verwies Saeed auf 
Fotos aus der originalen Zelle. Sie zeigen 
eine stark verkohlte Matratze, während 
diese im Experiment an Kopf- und Fuß- 
ende nicht in Brand geriet. „Das war nicht 
das Feuer aus Zelle 5“, sagte Saeed. Die 
Staatsanwaltschaft kommentierte den 
Versuch zunächst nicht. Zollinger sagte, 
die Auswertung werde „einige Wochen 
dauern“, 
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Niger: Ausgangs- 
Wendepunkt der Flucht 


nach Europa 
In der Flüchtlingspolitik sucht die EU die 
Kooperation mit Westafrika. Es sollen 
Kooperationen mit Nigeria, Senegal, 
Mali, Äthiopien und Niger geben. Der 
Deal: Die EU will sich dort stärker enga- 
gieren, verlangt dafür aber Hilfe beim 
Stopp der Bewegung nach Europa. 
Lehmhütten, Hitze, Wüste: In Agadez 
im Norden des Niger führen die Men- 
schen ein entbehrungsreiches Leben. Seit 
einiger Zeit erlebt die Stadt aber eine Art 
Boom. Agadez liegt für 90 Prozent der 
Flüchtlinge und Migranten, die über Li- 
byen nach Europa wollen, auf dem Weg. 
Weil Libyen derzeit im Chaos versinkt, 
wird die Sahararegion um Agadez für die 
EU interessant. Sie will den westafrikani- 
schen Staat als Kooperationspartner ge- 
winnen, um die Massenbewegung zu ver- 
hindern — ausgerechnet das ärmste und 
am wenigsten entwickelte Land der Welt. 
„Niger ist ein Schlüsselland“, sagte Bun- 
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) kürz- 
lich. Doch noch wird gerätselt, wie die 


Menschen aufgehalten werden sollen. 

Die Zahl derer, die nach Italien wollen, 
wird von der Internationalen Organisation 
für Migration (IOM) für das bisherige 
Jahr auf 120.000 bis 150.000 geschätzt. 
Sie begeben sich auf eine gefährliche Rei- 
se, nicht wenige kommen inzwischen ent- 
täuscht und gebrochen zurück. Diese 
Menschen finden Hilfe in den Ankunfts- 
zentren, von denen die IOM vier in Niger 
unterhält. Agadez hat mit 1.000 Plätzen 
das größte. 9.000 Migranten registrierten 
die Zentren in diesem Jahr bis Ende Juli. 
Im gesamten Jahr 2015 waren es 7.000. 

In dieser Woche besuchte Bundesent- 
wicklungsminister Gerd Müller (CSU) 
das Zentrum in Agadez. 600 Rückkehrer 
waren zu diesem Zeitpunkt dort. „Man 
sieht in den Gesichtern, was Hoffnungs- 
losigkeit bedeutet“, sagte er bei seinem 
Besuch. Spärliche Lehmgebäude dienen 
als Schlafsäle, Beratungsräume, Gesund- 
heitsstation. Müller unterhält sich kurz 
mit jungen Männern aus Nigeria, Mali, 
Senegal. Sie alle wollten ihr Glück in 
Europa versuchen. „Sie suchen nichts an- 
deres als eine Zukunft“, sagt Müller. Nun 
warten sie in Agadez auf ihre Rückreise. 

Was auf dem Rückweg funktioniert, so 
denkt offenbar die EU-Kommission, soll- 
te auch auf dem Hinweg gehen. Anfang 
Juni stellten die Kommissions-Vizepräsi- 
denten Frans Timmermanns und Federica 
Mogherini ihre Pläne für sogenannte EU- 
Migrationspartnerschaften vor. 

Langfristig soll es Kooperationen mit 
Nigeria, Senegal, Mali, Äthiopien und 
Niger geben. Der Deal: Die EU will sich 
dort stärker engagieren, verlangt dafür 
aber Hilfe beim Stopp der Bewegung 
nach Europa. Ein Schwerpunkt soll die 
Bekämpfung von Schleppern werden. Bei 
einem Besuch des nigrischen Staatspräsi- 
denten Mahamadou Issoufou Mitte Juni 
sprach Merkel von drei Zentren, die in 
Niger Rückkehrmöglichkeiten eröffnen 
sollen - neben denen von der IOM. Noch 
gibt es keines davon. 

Marina Schramm, Programmkoordina- 
torin der IOM in Niger, ist skeptisch, was 
diese Pläne angeht. Hinter dem Begriff 
Schlepper stünden letztlich Transportun- 
ternehmen, die nichts Illegales machten. 
Die Migranten selbst bewegten sich als 
Bürger eines Landes der Wirtschaftsge- 
meinschaft Ecowas ebenfalls völlig legal 
durch Niger, erklärt sie. 

Zudem seien die Flüchtlinge auch für 
Agadez zum Wirtschaftsfaktor geworden. 
Nicht nur die Transporteure, auch Geld- 
transfer-Büros und Lebensmittelversorger 
profitierten von den Bedürfnissen der 
Migranten. Und selbst wenn man die Be- 
wegung gen Norden verbieten wolle: 
„Wer soll das kontrollieren?“, fragt 
Schramm. Die Region Agadez sei so groß 
wie Frankreich. Beliebig viele Routen 
führten nach Libyen — zur Not abseits der 
Straßen durch die Wüste. 

Schramm setzt auf Aufklärung. Die 


Migranten — in der Mehrzahl junge Män- 
ner — sollen nach ihren Worten wissen, 
worauf sie sich einlassen. „Jeder Migrant 
ist in Libyen mindestens Opfer von Aus- 
beutung geworden“, sagt sie. Viele wür- 
den misshandelt, gefoltert, als Geiseln ge- 
nommen. Auch Mordopfer gebe es. 
Schramm berichtet von Rückkehrern, de- 
ren Knöchel mit einem Hammer absicht- 
lich zertrümmert wurden. 

Wenn sie Migranten davon erzählt, ent- 
scheiden sich viele um. Schramm schätzt, 
dass etwa die Hälfte der Migranten um- 
kehrt, wenn sie aufgeklärt werden. Viele 
erreicht sie aber nicht. Ihrer Einschätzung 
nach seien bislang erst rund 300 Migran- 
ten vor der Weiterfahrt nach Libyen von 
IOM-Mitarbeitern beraten worden. Ihr 
Zentrum ist zwar für Rückkehrer eine An- 
laufstelle, aber noch nicht für die Ent- 
schlossenen, die nach Europa wollen. 

Entwicklungsminister Müller schlägt 
bei seinem Besuch spontan vor, die Men- 
schen automatisch übers Handy zu infor- 
mieren. Schramm zuckt die Schultern. Ob 
und wie das funktionieren kann im bitter- 
armen Niger, in dessen Hauptstadt Nia- 
mey weniger als die Hälfte überhaupt 
Strom hat, bleibt offen. 
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PRO ASYL: Asylverfahren 
dauern länger, Ausbildung 


der Entscheider immer kürzer 
Die Bearbeitungsdauer von Asylanträgen 
beim Bundesamt ist länger geworden. 
Sie stieg von durchschnittlich 5,1 Mona- 
ten vor einem halben Jahr auf 7,3 Mona- 
te. Dies ergibt sich aus der Beantwortung 
einer Kleinen Anfrage der Bundestags- 
fraktion DIE LINKE, die „Ergänzende 
Informationen zur Asylstatistik für das 
zweite Quartal 2016“ (18/9146) erbeten 
hatte. Dabei geben die Durchschnittswer- 
te noch nicht das Ausmaß der Probleme 
wieder. So müssen somalische Asylan- 
tragsteller*innen mittlerweile 21,9 Mo- 
nate auf eine Bundesamtsentscheidung 
warten. Unter denen, die seit mehr als 
eineinhalb Jahren auf eine Entscheidung 
warten, sind in großer Zahl Men- 
schen, die eine statistisch relativ 
große Chance haben, einen Schutz- 
status zu erhalten. Überdurch- 
schnittlich lange warten außerdem 
unbegleitete minderjährige Flücht- 
linge — vertane Zeit in Sachen Inte- 
gration. 

Schwer erträglich sind die öffent- 
lichen Äußerungen aus dem Bun- 
desamt: Zurzeit würden besonders 
schwierige Asylfälle und Altfälle 
bearbeitet, dann werde die Verfah- 
rensdauer wieder deutlich sinken. 
Richtig ist: Das Bundesamt hat im 
vergangenen Jahr Asylsuchende aus 
den Balkanstaaten mit der Folge 
schneller Ablehnungen bevorzugt 
bearbeitet, während syrische An- 


tragssteller*innen im Schriftverfahren 
schnell anerkannt wurden. Jetzt steht der 
Normalbetrieb an. In all diesen Verfahren 
bedarf es einer individuellen Abwägung 
und Prüfung. Mit der Methode „Textbau- 
steine nach dem Schema F“ ist es jetzt 
nicht mehr getan. 

BAMF-Ausbildung als Crashkurs? 
Das aber scheint schwierig zu sein, denn 
das beim BAMF eingesetzte Personal er- 
hält nur noch eine hastige Kurzausbil- 
dung. Statt der früher üblichen sechsmo- 
natigen Ausbildung gilt jetzt: „Anhörer 
erhalten eine dreiwöchige Schulung, Ent- 
scheider vier Wochen, Vollentscheider 
fünf Wochen“, so heißt es in der BT- 
Drucksache auf Seite 65. Nicht nur am 
Fließband wird ausgebildet, sondern 
auch die Arbeitsteilung folgt diesem Mo- 
del. Wo früher Bundesamtsmit- 
arbeiter*innen von der Anhörung bis zur 
Entscheidung komplett zuständig waren, 
gibt es jetzt in der Regel eine Spezialisie- 
rung: Anhörer*innen führen ausschließ- 
lich Anhörungen durch, Entscheider*in- 
nen treffen nur Entscheidungen. Die sog. 
Vollentscheider*innen sind offenbar nur 
noch eine Restgröße. 

Entschieden wird ohne persönlichen 
Eindruck in der Anhörung 

PRO ASYL kritisiert seit vielen Jahren 
das Auseinanderfallen von anhörenden 
und entscheidenden Personen. Für eine 
sachgerechte Entscheidung ist der per- 
sönliche Eindruck von der Glaubhaftig- 
keit der Asylsuchenden wesentlich. Das 
wird vom Bundesamt mit Billigung der 
Bundesregierung grundsätzlich missach- 
tet, mehr noch: Es wird nicht einmal sta- 
tistisch erfasst, in wie vielen Fällen die 
anhörende und entscheidende Person 
nicht identisch waren. Das Prinzip der 
Einheit von anhörender und entscheiden- 
der Person werde derzeit zwecks Verfah- 
rensbeschleunigung nicht angewendet, so 
das Bundesamt. Die von oben gewollte 
Arbeitsteilung dürfte für das Gewissen 
der Bundesamtsentscheider*innen ent- 
lastend sein. Einer hört an, ist aber mit 
den Konsequenzen nicht wirklich be- 
fasst, einer zieht nur die Konsequenzen 


und entscheidet, hat das Schicksal der 
Asylsuchenden aber nicht auf sich wir- 
ken lassen müssen, 

Personalgewinnung ohne 
Bewerbungsgespräche 

Hat man das Verfahren so arbeitsteilig- 
fachidiotisch ausgerichtet, dann muss 
man bei der Personalgewinnung auch 
nicht allzu sehr hinschauen. Das Bundes- 
amt gibt zu, dass zum Rückstandsabbau 
eingesetzte Anhörer*innen nur nach der 
Papierform ihrer Bewerbungsunterlagen 
ausgewählt wurden: „Auf Bewerbungs- 
gespräche wurde zugunsten der Auswahl 
auf Aktenlage verzichtet.‘ Mit solch Per- 
sonalgewinnungsmethoden kann man 
nicht einmal einen Kiosk betreiben. 
Qualitätskontrolle beim BAMF 

fast nicht vorhanden 

Angesichts solcher Fakten bestünde aller 
Anlass, im Bundesamt wenigstens eine 
einigermaßen lückenlose Qualitätskon- 
trolle der Entscheidungen einzuführen, 
bei der untaugliche Produkte in Form 
von fehlerhaften Asylentscheidungen im 
Hause selbst aus dem Verkehr gezogen 
werden. Ein solches lückenloses Prüfsys- 
tem nach dem Vier-Augen-Prinzip ist 
eine ständige Forderung von PRO 
ASYL. In der Anfragebeantwortung wer- 
den für 2015 jedoch lediglich 136 Einzel- 
fallprüfungen, für 2016 bislang 78 Ein- 
zelfallprüfungen ausgewiesen. Die Zahl 
sonstiger Qualitätskontrollen in den Au- 
Benstellen, Ankunfts- und Entschei- 
dungszentren könne nicht beziffert wer- 
den. Bis das Bundesamt irgendwann eine 
nennenswerte Qualitätskontrolle instal- 
liert hat, verlässt man sich offenbar auf 
die Verwaltungsgerichte als Korrekturin- 
stanz, die derzeit im Akkord fehlerhafte 
Entscheidungen aufheben müssen. 

Die Verantwortung für das ganze Bun- 
desamtsdesaster tragen selbstverständlich 
nicht die oft gutwilligen und engagierten 
Mitarbeiter*innen. Im Zentrum der Pro- 
bleme steht der politische Druck auf das 
Bundesamt im Wahljahr 2017 die Rück- 
stände abgebaut zu haben — um fast jeden 
Preis 

Quelle: Presseerklärung PRO ASYL 
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:aus der rechten presse 


Geflüchtete Gewalttäter? 


Junge Freiheit Nr. 31-32/16 
vom 5. August 2016 

Die Attentate in Würzburg, Reutlingen 
und Ansbach sind für das Blatt Beleg, 
dass „endlich“ geklärt werden müsse, wer 
überhaupt ins Land darf. Denn „Salafıs- 
ten, Islamisten und Dschihadisten“ hätte 
„in Deutschland ihr Biotop gefunden — 
und lassen sich daraus so schnell nicht 
mehr vertreiben.“ Da wird dann auch der 
Münchener Amoklauf eines jungen Man- 
nes, der sich arischer Rasse wähnte, und 
Migranten erschossen hat, gleich mit ein- 
gereiht. Matthias Matussek erklärt im In- 
terview: „Ich stehe zu meiner Kritik — die 
mir letztlich auch meine Kündigung beim 
Springer-Verlag eingebracht hat —, dass 
man sich angesichts von über 400.000 un- 
registrierten jungen moslemischen Män- 
nern im Land Sorgen machen muss. Ist es 
nicht auffällig, dass alle Attentäter vom 
Wochenende Moslems waren? Selbst die 
mutmaßlich unpolitischen von München 
und Reutlingen.“ 

Das Blatt hat eine sehr einseitige Sicht- 
weise, Die unzähligen Anschläge auf 
Flüchtlingsunterkünfte, die Angriffe auf 
Geflüchtete und vermeintlich Geflüchtete 
— allein im ersten Quartal 2016 wurden 
mindestens 214 Menschen verletzt, knapp 
450 Mal sind Flüchtlingsunterkünfte von 
extrem Rechten angegriffen worden — sie 
finden im Blatt nicht statt. 


Provinz eines osmanischen 
Sultanats? 


Junge Freiheit Nr. 33/16 

vom 12. August 2016 

Die gewalttätigen Antworten der türki- 
schen Regierung auf den Putschversuch 
eines Teils des Militärs ist für das Blatt 
Anlass, erneut gegen die Beitrittsver- 
handlungen zwischen EU und Türkei zu 
hetzen und selbst den Austritt aus dem 
Schengenverbund zu fordern: „Deutsch- 
land muss den Irrweg von freigiebigem 


Familiennachzug, großzügiger Einbürge- 
rung und Doppelpass beenden, seinen tür- 
kischen Einwanderern die unzweideutige 
Identifikation mit dem Aufnahmeland ab- 
verlangen und jenen, die dazu nicht bereit 
sind, den Weg zurück in die Heimat wei- 
sen. Es muss die Agitation der Erdogan- 
Partei AKP und ihrer Ableger sowie die 
Tätigkeit der von ihr kontrollierten Reli- 
gionsbehörde Ditib, ihrer Moscheen und 
Imame ebenso unterbinden wie die Un- 
terwanderungsbemühungen der konkur- 
rierenden Gülen-Bewegung oder anderer 
islamistischer Organisationen. Die Vo- 
raussetzung dafür ist der Wille, die Kon- 
trolle über die Grenzen wieder selbst zu 
übernehmen. An dieser Frage entscheidet 
sich, ob Deutschland eine Zukunft als ei- 
genständiger Staat hat — oder als waffen- 
los eroberte Provinz eines erneuerten os- 
manischen Sultanats.‘“ Die Argumentati- 
on des Blattes ist schon merkwürdig — 
und fern von allen Realitäten. Der Anteil 
der türkisch-stämmigen Bevölkerung in 
der Bundesrepublik liegt unter 3 Millio- 
nen Menschen, davon etwa eine Million, 
die sich als kurdisch-stämmig betrachten. 
Selbst wenn die 2 Millionen alles Erdo- 
gan-Anhänger wären, wäre das noch weit 
von einem „Sultanat‘“ entfernt. Was hat 
zudem das brutale Vorgehen Erdogans 
mit den hier lebenden Türken zu tun? 


Konrad Adam und das 
Recht zum Widerstand 


Junge Freiheit Nr. 34/16 

vom 19. August 2016 

Der AfD-Mitbegründer Konrad Adam, 
der noch vor dem Kasseler Konvent vor 
dem Zerfall der AfD warnte, freut sich 
nun auf die Landtagswahlen in Mecklen- 
burg-Vorpommern und in Berlin, denn er 
sieht die CDU angeschlagen: „Prinzipien- 
losigkeit und Opportunismus sind die 
letzten Eigenschaften der CDU.“ Und 
warum — da folgt eine beachtlich rechte 
Tirade: „Und die Parteivorsitzenden, Ge- 
neralsekretäre, Verbandspräsidenten, In- 
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dustriekapitäne und Kirchenfürsten, die 
behaupten, mit einer humanitär verloge- 
nen Flüchtlingspolitik die Menschenrech- 
te zu verteidigen, haben unrecht. Jetzt 
geht es ums Ganze, um den Fortbestand 
der Demokratie in Deutschland. Jede, 
ausnahmslos jede Gemeinschaft verlangt 
nach Grenzen. Sie muss verbindlich sa- 
gen, wer dazugehört, vor allem aber auch: 
wer nicht. Tut sie das nicht, dann geht sie 
vor die Hunde. Wer das nicht will, der 
mag sich auf das Grundgesetz berufen, 
auf seinen Artikel 20, der da lautet: ‚Ge- 
gen jeden, der es unternimmt, diese Ord- 
nung zu beseitigen, haben alle Deutschen 
das Recht zum Widerstand, wenn andere 
Abhilfe nicht möglich ist‘ Ob sie noch 
möglich ist, darüber entscheiden, neben 
vielen anderen, demnächst die Wähler in 
Berlin und Mecklenburg-Vorpommern.“ 
Zu dieser Grundgesetz-Ordnung gehört 
auch Artikel 1: „Die Würde des Men- 
schen ist unantastbar. Sie zu achten und 
zu schützen ist Verpflichtung aller staatli- 
chen Gewalt.“ Dieser Artikel muss gegen 
solche Angriffe verteidigt werden. 


Werbung für die AfD in 
Mecklenburg-Vorpommern 


Junge Freiheit Nr. 35/16 
vom 26. August 2016 
Nachdem die AfD in den vorhergehen- 
den Ausgaben kaum eine Rolle gespielt 
hat, interviewt das Blatt diesmal Leif-Erik 
Holm, den Spitzenkandidaten der AfD in 
Mecklenburg-Vorpommern, der meint, 
die AfD könne stärkste Kraft im Land 
werden. Die Umfragewerte sehen bislang 
anders aus. Allerdings plakatiert die auf 
Großflächen für die Aufhebung der Sank- 
tionen gegen Russland — für die indus- 
triell geprägte Großlandwirtschaft in 
Mecklenburg durchaus ein brennendes 
Thema. Ihr ist ein wichtiger Exportmarkt 
weggebrochen und westliche Investoren 
begeben sich zurzeit nach Russland, um 
dort eine eigene Milchindustrie aufzubau- 
en. Holm behauptet, sie kümmerten sich 
zuerst um Landesthemen — die Rettung 
der deutschen Familie: Auf die Frage, wa- 
rum Familienpartei, antwortet er: „Weil 
nach meiner Ansicht die größte Krise 
Deutschlands die demografische Krise 
ist. Obwohl sie von der etablierten Politik 
unter ferner liefen behandelt und als an- 
geblich unausweichlich betrachtet wird. 
Das sehen wir nicht so und wollen das 
Problem angehen. Allerdings nicht durch 
Zuwanderung, sondern dadurch, dass wir 
wieder mehr Kinder bekommen. Dafür 
wollen wir die Bedingungen schaffen!“ 
Ein zweiter Schwerpunkt ist — wen wun- 
dert es — die Migration. Mecklenburg- 
Vorpommerns Einwohner fürchtet angeb- 
lich die „unkontrollierte Masseneinwan- 
derung‘ — bei einem Migrantenanteil von 
gut 3%. 
uld 


